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8. Sitzung 

Bonn, den 5. November 1969 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident von Hassel: Die Sitzung ist eröffnet. 
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf 

ich zunächst unserem Kollegen Varelmann herzlich 
gratulieren, der am 3. November 65 Jahre alt ge-
worden ist. 

(Beifall.) 

Alsdann teile ich mit, daß für den Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Offenbach), der mit Wirkung vom 
3. November ausgeschieden ist, der Abgeordnete 
Zander mit Wirkung vom gleichen Tage und für den 
Abgeordneten Brandes mit Wirkung vom 4. Novem-
ber 1969 der Abgeordnete Pohlmann in den Bun-
destag eingetreten sind. Ich darf die beiden Kolle-
gen in unserer Mitte herzlich begrüßen und wünsche 
ihnen eine gute Zusammenarbeit mit uns. 

(Beifall.) 

Ich rufe dann Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/34 - 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Innern. Ich rufe die Frage 16 des 
Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen auf. Ich frage, 
ob der Abgeordnete im Saale ist. — Der Abgeord-
nete ist nicht im Saale. Die Frage wird schriftlich 
beantwortet. 

Ich rufe die Frage 17 des Abgeordneten Dröscher 
auf: 

Warum werden Berufssoldaten, die ihre Arbeitsdienstpflicht 
am 1. April 1935 begannen und unmittelbar anschließend in den 
Dienst der früheren deutschen Wehrmacht gelangten, für die 
131er-Versorgung diese sechs Monate nicht angerechnet, während 
umgekehrt ehemaligen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes 
die hei der Wehrmacht verbrachte Zeit angerechnet wird? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, die Arbeitsdienstpflicht für die männ-
liche Jugend ist erst durch das Reichsarbeitsdienst-
gesetz vom 26. Juni 1935 eingeführt worden. Vor 
dem 1. Oktober 1935 wurden sechsmonatige Dienst-
zeiten im freiwilligen Arbeitsdienst abgeleistet. 

Davon ausgehend, beruht die in Ihrer Frage dar-
gestellte Anwendung des Gesetzes zu Art. 131 des 

Grundgesetzes auf dem zugrundeliegenden früheren 
Versorgungsrecht der Wehrmacht und des Reichs-
arbeitsdienstes. So wurde und wird bei der soge-
nannten Statuszeit der berufsmäßigen Reichsarbeits-
dienstführer die Zeit der Erfüllung der aktiven 
Dienstpflicht in der Wehrmacht in bestimmtem Um-
fange als Arbeitsdienstzeit gerechnet. Dagegen war 
und ist eine Dienstzeit im freiwilligen Arbeitsdienst 
auf die Statuszeit der früheren Berufsunteroffiziere 
mit weniger als 12 Dienstjahren nicht anrechenbar. 
Auf die zehnjährige Statuszeit der früheren Berufs-
offiziere wird eine nichtberufsmäßige Dienstzeit im 
freiwilligen Arbeitsdienst vom 1. April 1935 bis 
30. September 1935 nicht mehr angerechnet, weil 
diese Anrechnung früher an der Ruhegehaltfähig-
keit ausgerichtet war, die genannte Dienstzeit aber 
heute nach dem Bundesbeamtengesetz nicht ruhe-
gehaltfähig ist. 

Präsident von Hassel: Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Dr. Mei-
necke (Hamburg) auf — der Abgeordnete ist im 
Saal —: 

Verfügt die Bundesregierung über annähernd exakte Zahlen 
der kriminalpolizeilich sichergestellten, illegal gehandelten 
Rauschgiftmengen während der abgelaufenen drei Quartale des 
Jahres 1969? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Beim Bun-
deskriminalamt sind vom 1. Januar 1969 bis zum 
31. Oktober dieses Jahres folgende Mengen in der 
Bundesrepublik kriminalpolizeilich sichergestellter, 
illegal gehandelter Rauschgifte registriert worden: 
Cannabis 1560 kg, Rohopium 34 kg, Heroin 1 kg, 
LSD 310 Portionen in Zuckerform, 208 Portionen in 
Blättchenform und 922 Tabletten. 

Ich muß darauf hinweisen, daß die Menge der 
registrierten Rauschgifte in allen Fällen die Gesamt-
zahlen des vorausgegangenen Jahres zum Teil ganz 
erheblich übersteigt. Besonders deutlich wird das bei 
der Entwicklung von Cannabis und Rohopium. Beim 
ersteren nahm die Entwicklung seit 1965 folgenden 
Verlauf: 1965 45 kg, 1966 134 kg, 1967 167 kg, 1968 
380 kg; bei Rohopium 1965 123 g, 1966 8 kg, 1967 
19 kg, 1968 31 kg. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dr. Meinecke. 
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Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Bundes-
minister, ist es richtig, wenn ich das, was Sie „ganz 
erheblich übersteigt" nennen, so interpretiere, daß 
es sich um fast das 25fache innerhalb der letzten vier 
Jahre handelt? 

Genscher, Bundesminister des Innern: So ist es. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Dr. Meinecke. 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Bundes-
minister, sind diese erhöhten Mengen Ausdruck 
einer verbesserten kriminalpolizeilichen Technik, 
oder sind sie etwa ein Ausdruck des insgesamt ge-
steigerten Mißbrauchs dieser Rauschgifte, der der 
Polizei nicht zur Kenntnis kommt? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich 
glaube, daß beide Faktoren auf die Zahlen, die ich 
Ihnen genannt habe, einwirken, also der erfreuliche 
Faktor einer Verbesserung der kriminalpolizeilichen 
Arbeit und damit auch eine Erhöhung der Aufklä-
rungsquote, auf der anderen Seite aber auch der 
Faktor eines stärkeren Mißbrauchs. Die Bundes-
regierung widmet gerade diesem Problem ihre be-
sondere Aufmerksamkeit. Ich weise darauf hin, daß 
gestern ein erster Meinungsaustausch zwischen den 
beteiligten Ressorts über diese Frage und über not-
wendigerweise zu ergreifende Maßnahmen in mei-
nem Hause stattgefunden hat. 

Präsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 19 des Abgeordneten Rösing 
auf: 

Wie viele Referenten der Bundesministerien sind seit dem 
20. Oktober 1969 aus ihrem bisherigen Tätigkeitsbereich versetzt 
worden? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, seit dem 20. Oktober 1969 sind 18 Refe-
renten aus ihrem bisherigen Tätigkeitsbereich ver-
setzt worden. Es handelt sich hierbei überwiegend, 
aber nicht ausschließlich um persönliche Referenten 
und Referenten aus dem Bereich der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rösing. 

Rösing (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist es 
zutreffend, daß im Bereich des Kanzleramtes, des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
und in anderen Ressorts im Zuge des Regierungs-
wechsels Beamte und Angestellte von der Wahrneh-
mung ihrer Dienstgeschäfte entbunden worden sind, 
und zwar auch, wenn sie nicht unter die Vorschrift 
des § 36 des Bundesbeamtengesetzes fallen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich halte 
das für möglich. Da sich die Frage aber nicht auf 

diesen Bereich bezog, fehlen mir im Augenblick Un-
terlagen, um diese Zusatzfrage genau beantworten 
zu können. 

Rösing (CDU/CSU): Auf welche rechtliche Grund-
lage stützen sich diese Maßnahmen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Die Ver-
setzung kann, wenn sie vorübergehend oder für 
wenige Tage geschehen ist, organisatorische 
Gründe gehabt haben. Ich sage aber noch einmal: 
Ich halte das, was Sie angesprochen haben, für 
möglich. Ich kann es jedoch nicht bestätigen. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Rommerskirchen. 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, nachdem es doch nicht so zu sein scheint, 
wie Sie sagen, daß es sich vornehmlich um per-
sönliche Referenten handelt, sondern leicht nach-
weisbar auch um Fachreferenten handelt, frage 
ich: Hat der Dienstherr in diesen Fällen im Hin-
blick auf seine Fürsorgepflicht nach § 79 des Bundes-
beamtengesetzes geprüft, ob diese Beamten adä-
quat an anderen Stellen eingesetzt werden können? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Einzel-
fälle nennen würden. 

(Abg. Rommerskirchen: Ja, gern!) 

Welche Folgewirkungen eine solche Umbesetzung 
im Bereich der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
haben kann, könnte ich Ihnen z. B. an Hand meines 
Hauses darstellen. In dem Bemühen, nach Möglich-
keit viele Stellen — in der Folge von notwendig 
gewordenen Veränderungen — mit Beamten aus 
dem Hause zu besetzen, habe ich einen Referats-
leiter aus dem Hause zum Pressereferenten im 
Innenministerium bestellt, was die Notwendigkeit 
nach sich zog, die bisherige Stelle dieses Beamten 
als Leiter des Sachreferats neu zu besetzen. Das 
hatte wiederum Folgewirkungen. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage der Abgeordnete Rommerskirchen. 

Rommerskirchen (CDU/CSU): Herr Bundes-
minister, Ihre Antwort läßt erkennen, daß Sie die 
Frage des Kollegen Rösing nur auf Ihr Haus bezie-
hen. Die Frage ist im Hinblick auf alle Ressorts ge-
stellt. Herr Präsident, darf ich die Frage des Herrn 
Ministers an Hand eines Beispiels sofort beantwor-
ten? Er bat mich, ihm Beispiele zu nennen. 

Präsident von Hassel: Nein, das ist hier eine 
Fragestunde. Sie können diese Ihre Kenntnis 
schriftlich mitteilen. 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Minister, 
dann teile ich Ihnen Fälle mit. 
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Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident, ich habe zur Darstellung, warum sich auch 
in Fachreferaten die Notwendigkeit der Umbeset-
zung ergeben kann, beispielhaft auf mein Haus ver-
wiesen. Die genannte Zahl von 18 bezieht sich auf 
den gesamten Bereich der Bundesregierung. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß mit weiteren 
Umbesetzungen schon deshalb gerechnet werden 
muß, weil Ministerien, die in andere Ministerien 
überführt wurden, organisatorisch natürlich einge-
gliedert werden müssen. Denken Sie etwa an die 
Zentralabteilung des früheren Vertriebenenministe-
riums. Solche Referate und ähnliche Referate müs-
sen in die bestehenden, mit gleichen Aufgaben be-
auftragten Referate des Bundesministeriums des 
Innern eingegliedert werden. Dasselbe gilt auch für 
andere Bereiche. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Benda. 

Benda (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, halten 
Sie es für mit dem Grundgesetz und den Gesetzen 
vereinbar. wenn im Zusammenhang mit den hier 
zur Erörterung anstehenden Personalveränderungen 
ein beamteter Staatssekretär einen Beamten fragt, 
ob er selbst und/oder andere namentlich bezeichnete 
Beamte dieses Ministeriums der CDU angehören? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich würde 
eine solche Frage nicht für zulässig halten. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
der Abgeordnete Benda. 

Benda (CDU/CSU) : Würden Sie, Herr Bundes-
minister, wenn ich Ihnen einen solchen konkreten 
Fall — und ich habe vor, das zu tun — nenne, 
bereit sein, daraus die entsprechenden beamten-
rechtlichen Konsequenzen zu ziehen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich würde 
auf Grund Ihrer Angaben diese Frage überprüfen. 

Präsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage der Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, sind Ihnen meh-
rere Fälle bekannt, in denen Beamte, die der CDU 
angehören, unter Angabe ihrer Parteizugehörigkeit 
um Beurlaubung aus dem Dienst des Bundes gebe-
ten haben, um zeitweilig für die CDU/CSU-Fraktion 
als Berater tätig sein zu können? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Aus der 
Tatsache, daß Beamte Beraterfunktionen für eine 
bestimmte Fraktion wahrnehmen wollen, kann man 
schließen, daß sie dieser Fraktion politisch nahe-
stehen. Wenn solche Fälle da sind, würde ich einen 
solchen Schluß ziehen. 

Mir ist ein Fall bekannt, in dem ein politischer 
Beamter dem Minister, mit dem er sich über seine 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand unter- 

halten hat, von sich aus gesagt hat, daß er auf Grund 
seiner Mitgliedschaft und Funktion in einer be-
stimmten Partei glaube, daß nicht die Voraus-
setzungen für das für einen Mitarbeiter in diesem 
Status notwendige Loyalitätsverhältnis gegeben 
seien. Ich habe das als eine besonders honorige 
Form gewertet. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
der Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, können Sie den 
Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion bestätigen, 
daß bei der Ablösung des Bundeskanzlers Erhard 
durch Bundeskanzler Kiesinger der CDU nahe-
stehende Beamte aus der Umgebung des Bundes-
kanzlers Erhard nachher nicht mehr sachgerecht 
beschäftigt werden konnten, weil Bundeskanzler 
Kiesinger das nicht wollte? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, ich könnte den Kollegen der CDU auf jeden 
Fall bestätigen, daß Beamte im Bundeskanzleramt 
heim Kanzlerwechsel 1966 anders beschäftigt worden 
sind, als das vorher der Fall war. Hier sind ähn-
liche Vorgänge feststellbar gewesen, wie sie sich 
auch jetzt als notwendig erwiesen haben. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU): Herr Minister, ist die Bun-
desregierung bereit, zu überlegen, ob man nicht den 
verständlichen Wunsch eines neuen Ministers, Per-
sonen seines Vertrauens in seiner Umgebung zu 
haben, auf eine ganz andere Weise befriedigen 
könnte, etwa nach französischem Muster durch 
Einberufung eines größeren politischen Kabinetts, 
das mit dem Minister kommt und geht, mit dem 
Ziel, daß dem Berufsbeamtentum die gesamte Be-
amtenlaufbahn bis zum beamteten Staatssekretär 
erhalten bleibt? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, wir sind gern bereit, wenn konkrete 
Vorschläge in dieser Form unterbreitet werden, 
diese zu prüfen. Es lohnt sich ohne Zweifel, dar-
über nachzudenken. 

(Zuruf des Abg. Moersch.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Minister, können Sie bestä-
tigen, daß auch in der Zeit zwischen der Bundes-
tagswahl und der Vereidigung der neuen Bundes-
regierung solche von den Kollegen der CDU hier 
mit kritischen Bemerkungen bedachte Versetzun-
gen von Referenten in einer Reihe von Häusern 
stattgefunden haben? 
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Genscher, Bundesminister des Innern: Ich kann 
das bestätigen. 

Präsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Minister, besteht die 
Absicht, auch in Zukunft den Minister im Plenum 
des Bundestages jeweils durch seinen Parlamentari-
schen Staatssekretär nach seiner Meinung fragen zu 
lassen? 

(Beifall, Heiterkeit und Zurufe bei der 
CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Rasner, ich würde es für grundgesetzwidrig hal-
ten, wenn die Rechte eines Abgeordneten im Parla-
ment dadurch eingeschränkt werden, daß er Parla-
mentarischer Staatssekretär ist. 

(Beifall hei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage der Abgeordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Minister, da Sie wis-
sen, wie sehr ich immer auf die Wahrnehmung der 
Rechte der Abgeordneten gedrängt habe, 

(Lachen bei den Regierungsparteien) 

frage ich Sie nicht nach den Rechten der Abgeord-
neten, sondern frage, ob weiterhin die Praxis be-
stehen soll, daß der Parlamentarische Staatssekretär 
im Plenum seinen Minister befragt. Mehr habe ich 
nicht gefragt. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Rasner, ich würde auch Ihnen, wenn Sie bei mir 
Parlamentarischer Staatssekretär wären — was aus 
politischen Gründen schwer vorstellbar ist -, jede 
Frage beantworten. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Kiesinger. 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Im Anschluß an 
die Frage von Herrn Kollegen Moersch: Herr Mini-
ster, würden Sie bereit sein, Herrn Kollegen Moersch 
zu sagen, daß nach Ihrer Meinung die Nichtweiter-
beschäftigung des einen oder anderen Beamten aus 
organisatorischem Grund im Falle der Neubesetzung 
eines Ressorts durch einen neuen Minister etwas von 
der Nichtweiterbeschäftigung aus Gründen irgend-
welcher Parteizugehörigkeit völlig Verschiedenes 
ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter Kiesinger, eine solche klare Aussage 
würde voraussetzen, daß die Motivprüfung in jedem 
einzelnen Fall bis in die letzten Verästelungen 

dringt. Einer solchen Aufgabe möchte ich mich nicht 
unterziehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Köppler. 

Köppler (CDU/CSU) : Herr Minister, nachdem Sie 
erklärt haben, Sie seien verpflichtet — und das 
trifft zu —, jede Frage eines Abgeordneten dieses 
Hauses zu beantworten, wären Sie bereit, mit Ihrem 
Parlamentarischen Staatssekretär außerhalb des 
Hauses darüber zu sprechen, daß es vielleicht nicht 
ganz stilvoll ist, wenn der Parlamentarische Staats-
sekretär seinen Minister befragt? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, ich erkenne einen solchen Stilmangel nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Minister, wenn Sie die 
Rechte des Parlamentarischen Staatssekretärs so 
verteidigen, halten Sie es dann auch für stilvoll, 
wenn in Zukunft ein Minister den anderen in seiner 
Eigenschaft als Abgeordneter hier befragt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich würde 
hier deshalb einen qualitativen Unterschied machen 
wollen, weil die Bundesminister Mitglieder der Bun-
desregierung sind, und zwar derselben Regierung. 

Präsident von Hassel: Herr Kollege Mick, darf 
ich darauf aufmerksam machen, daß diese Frage mit 
der eigentlich gestellten Frage nicht mehr in Zu-
sammenhang steht. Das sind Stilfragen zwischen 
Ministern. Das steht nicht im Zusammenhang mit der 
Frage. Ich darf nur darauf aufmerksam machen. Ich 
habe vorher nicht gewußt, was Sie fragen wollten. 

Zu einer Zusatzfrage der Herr Abgeordnete Dr. 
Schmitt-Vockenhausen. 

Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Mini-
ster, würden Sie es nicht als eine Aufgabe eines 
Parlamentarischen Staatssekretärs ansehen, in der 
parlamentarischen Arbeit seinen Minister zu unter-
stützen, sei es auch durch einen Sachverhalt verdeut-
lichende Zwischenfragen? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen, ich bin jederzeit und in 
jeder Situation für Unterstützung dankbar. Aber ich 
glaube nicht, daß Herr Kollege Dorn mich unter-
stützen wollte. Er wollte vielmehr für die Aufklä-
rung der Opposition einen Beitrag leisten. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Aigner. 
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Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Minister, Sie spra-
chen von 18 Referenten, die versetzt worden sind. 
Sind Sie bereit, den Fraktionsvorsitzenden dieses 
Hauses die Namen zu nennen, weil wir gern Ihre 
Angaben überprüfen möchten? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich habe 
den zweiten Teil Ihrer Frage oder die Begründung 
akustisch nicht verstanden. 

Dr. Aigner (CDU/CSU): Weil wir gern Ihre An-
gaben überprüfen möchten, Herr Minister. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, ich habe die Angaben auf Grund der 
Mitteilungen der Ressorts gemacht. Sie können gern 
von mir, wenn ich in den Ressorts nachfrage, die 
Namen bekommen. Ich möchte aber nicht annehmen, 
daß Sie mit dieser Überprüfung zugleich in die Orga-
nisationsgewalt der Ministerien eingreifen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Minister, ich hoffe 
nicht, daß Sie mit dieser Beantwortung das Kon-
trollrecht dieses Hauses bezweifeln wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: In keiner 
Weise. 

Präsident von Hassel: Verzeihung, Herr Kol-
lege Dr. Aigner, das war keine Frage. Sie hätten 
das in eine Frage kleiden müssen. 

Keine weitere Zusatzfrage. Ich rufe die Frage 20 
der Abgeordneten Frau Brauksiepe auf: 

Wie viele Staatssekretäre und Ministerialdirektoren bzw. 
leitende Angestellte im gleichen Rang sind bis zum 1. November 
1969 entlassen worden bzw. für eine Entlassung in nächster Zeit 
vorgesehen? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Frau Kol-
legin, nach dem 20. Oktober 1969 sind 9 Staats-
sekretäre in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
worden, einer von ihnen auf eigenen Antrag. Außer-
dem sind drei Staatssekretäre als Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages auf Grund des Gesetzes über 
die Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
in den Ruhestand getreten. Vier weitere Staats-
sekretäre werden voraussichtlich bis zum 31. De-
zember 1969 ausscheiden. Bei einem der schon jetzt 
ausgeschiedenen Staatssekretäre steht die Verwen-
dung im auswärtigen Dienst bevor. 

(Abg. Moersch: Leider!) 

Seit dem oben genannten Zeitpunkt sind sieben 
Ministerialdirektoren in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt worden. Vier weitere Ministerial-
direktoren werden voraussichtlich bis zum 31. De-
zember 1969 ausscheiden. Vergleichbare Angestellte 

sind bisher nicht ausgeschieden und werden nach 
den mir zugegangenen Mitteilungen der Ressorts 
bis zum Jahresende voraussichtlich auch nicht aus-
scheiden. 

Präsident von Hassel: Keine Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 21 der Abgeordneten Frau 

Brauksiepe auf: 

Wie viele Abteilungsleiter und Unterabteilungsleiter sind seit 
dem 20. Oktober 1969 abgelöst und mit untergeordneten Auf-
gaben betraut worden? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Im Bun-
deskanzleramt haben drei Abteilungsleiter und vier 
Unterabteilungsleiter seit dem 20. Oktober 1969 
andere Aufgaben erhalten. Hiervon ist ein Unter-
abteilungsleiter in ein anderes Ressort versetzt 
worden. Die anderen Herren haben Sonderaufträge 
erhalten. Diese Sonderaufträge sind nach Auffas-
sung der Bundesregierung nicht von untergeordne-
ter Art. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Frerichs. 

Dr. Frerichs  (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
trifft es zu, daß in der Woche vor der Wahl des 
neuen Bundeskanzlers der damalige Bundesminister 
der Justiz, Herr Professor Ehmke, den damaligen 
Chef des Bundeskanzleramtes über eine Liste von 
Beamten und Angestellten des Amtes, deren Entfer-
nung aus den bisherigen Tätigkeitsbereichen gefor-
dert werden sollte, unterrichtet hat? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich bin 
hier überfragt, Herr Abgeordneter. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, können Sie bestä-
tigen, daß einer der von Ihnen vorher genannten 
Beamten, die jetzt eine anderweitige Tätigkeit über-
nehmen sollten oder in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt worden sind, als Folge der Bildung der Re-
gierung Kiesinger ins Bundeskanzleramt gelangt ist, 
ohne daß er dort zunächst eine adäquate Beschäfti-
gung gehabt hätte? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Mir ist 
bekannt, daß einer der betroffenen Beamten schon 
in der Vergangenheit, nämlich in der Zeit von 1966 
bis 1969, und später noch ein zweiter eine Aufgabe 
erfüllt haben, die man als Sonderaufgabe bezeich-
nen könnte. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Köppler. 

Köppler, (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
wären Sie bereit, Ihr auf die Frage des Kollegen Dr. 
Frerichs geäußertes fehlendes Wissen durch den an- 
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Köppler 
wesenden Herrn Bundesminister Dr. Ehmke ergän-
zen zu lassen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Das ist 
eine Angelegenheit, die nicht ich zu entscheiden 
habe, Herr Kollege, sondern die Frage ist, ob der 
anwesende Bundesminister von sich aus antworten 
will. 

Ich möchte noch einmal, obwohl es mit Ihrer Frage, 
Herr Kollege, nicht im Zusammenhang steht, ganz 
allgemein sagen, daß, insbesondere was meine Mit-
teilungen über Veränderungen in den Referaten an-
geht, natürlich fast täglich neue Entscheidungen 
durch die Veränderung der Struktur der Bundes-
regierung notwendig werden. Es können also Mit-
teilungen, die meinem Haus z. B. am Montag ge-
macht worden sind, heute schon überholt sein. Das 
möchte ich an die Adresse des Kollegen noch einmal 
gesagt haben. 

Präsident von Hassel: Ich mache darauf auf-
merksam, Herr Kollege Köppler, daß ich die Beant-
wortung einer Frage durch einen zweiten Minister 
nicht zulassen kann. Es ist in diesem Hause nicht 
üblich, daß andere Mitglieder der Bundesregierung 
antworten als die, an die die eingereichte Frage ge-
richtet wurde. Sie können für die nächste Woche 
eine entsprechende Frage stellen. 

Herr Kollege Rommerskirchen! 

Rommerskirchen (CDU/CSU): Herr Minister, ist 
aus der Tatsache, daß Sie auf die Frage 21 von Frau 
Kollegin Brauksiepe nur die Zahlen aus dem Bundes-
kanzleramt genannt haben, zu schließen, daß in den 
anderen Ressorts keine Abteilungs- oder Unterab-
teilungsleiter versetzt und mit anderen, teilweise 
untergeordneten, Aufgaben betraut worden sind? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, auch hier muß ich Ihnen z. B. aus meinem 
Ressort sagen, daß infolge der Veränderung der 
Organisationsstruktur Veränderungen notwendig 
geworden sind. So werden die bisherigen Abtei-
lungsleiter im Bundesministerium für Vertriebene 
dieselben Personen in derselben Funktion bei in der 
Regel völlig unverändertem Aufgabenbereich im 
Bundesministerium des Innern Unterabteilungsleiter 
sein, während der bisherige Staatssekretär im Bun-
desministerium für Vertriebene als Abteilungsleiter 
fungiert. Sie wollen auch das bitte mit berücksich-
tigen. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage der Abgeordnete Rommerskirchen. 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Minister, 
für den Fall, daß Sie uns in geraumer Zeit wahr-
scheinlich noch einmal einen Bericht geben werden, 
in dein Sie dann alle Ressorts bedenken: können Sie 
uns dann gleichzeitig die Mehrkosten mitteilen, die 
dadurch entstanden sind, daß eine so große Zahl von 
leitenden Beamten in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt oder mit untergeordneten Aufgaben betraut 
worden sind? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege, die zweite Alternative Ihrer Frage muß ich 
verneinen. Was den ersten Teil angeht, so ist das 
eine Folgewirkung der Bestimmungen über den 
Status der politischen Beamten. Diese Folgewirkung 
ist durch den Umstand besonders groß geworden, 
daß der Deutsche Bundestag bei Beratung des Bun-
desbeamtengesetzes den zunächst — das war die 
Meinung des Beamtenrechtsausschusses — auf die 
Staatssekretäre beschränkten Kreis auch auf die 
Ministerialdirektoren ausgedehnt hat. Es wird Sie 
vielleicht interessieren, zu erfahren, daß diese Aus-
dehnung auf den Kreis der Ministerialdirektoren 
auf Grund eines Antrages der Fraktion der CDU/ 
CSU erfolgt ist. 

(Hört! Hört! und Heiterkeit bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dr. Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Minister, wären Sie 
als Beamtenminister bereit, Ihren Kollegen nahezu-
legen, zu überlegen, daß ein Parteibuch allein noch 
keine Qualifikation für Beamtentätigkeit ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei den 
Regierungsparteien.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, ich muß zunächst die Unterstellung, die 
in Ihrer Frage liegt, zurückweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte aber hinzufügen, daß in einer Demokra-
tie, in der der Beamte, wie jeder andere Bürger, 
ein Recht auf staatsbürgerliche Betätigung hat, das 
Parteibuch nicht qualifiziert, daß es aber auch nicht 
disqualifiziert, 

(Beifall) 

auch dann nicht, wenn ein Beamter das Parteibuch 
einer Regierungspartei in der Tasche hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen möchte ich Ihnen noch sagen, Herr 
Kollege, daß bei Neuberufungen von politischen Be-
amten im Rahmen dieser Regierungsbildung auch 
solche neu berufen worden sind, die der Oppositi-
onspartei angehören oder ihr mindestens naheste-
hen. Sie sehen daraus, daß wir auch das nicht als 
Hinderungsgrund betrachten. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Minister, wären Sie bitte 
so freundlich, bei den erbetenen Überprüfungen, um 
das Problem zu relativieren, dem Hause oder den 
Anfragenden auch vorzutragen, wieviel Verände-
rungen in den einzelnen Ministerien bei früheren 
Regierungsumbildungen vorgenommen wurden, hei 
denen unterstellt werden kann, daß keine partei-
politischen Gesichtspunkte dafür maßgebend waren, 
um erkennbar zu machen, wie gering an und für 
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Gscheidle 

sich das Problem ist, das uns in dieser Fragestunde 
beschäftigt? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, ich glaube, es würde sich lohnen, diese 
Fragen einmal auf Grund einer schriftlichen Kleinen 
Anfrage zu beantworten, weil die Antwort dann 
viel detaillierter sein kann. Ich möchte nicht ver-
schweigen, daß eine kritische Beobachtung von Per-
sonalentscheidungen in allen Zeiten natürlich nicht 
nur parteipolitische Gesichtspunkte erkennen läßt. 
Es gibt, wie Sie wissen, auch innerparteiliche Ge-
sichtspunkte, die man gelegentlich beobachten 
konnte. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Abge-
ordneter Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, könnten Sie bei 
dieser Untersuchung vom Jahre 1949 ausgehen 
und nachprüfen, ob die Behauptungen, die vor 
15 Jahren in einer deutschen Zeitung veröffentlicht 
worden sind, stimmen, daß bei der Berufung von 
Personalreferenten und Haushaltsreferenten in allen 
Ministerien 1949 nur eine einzige Studentenverbin-
dung diese Stellen besetzt hielt? 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, wenn diese Fragen an die Bundesre-
gierung herangetragen werden, werden wir sie 
pflichtgemäß beantworten. Ich möchte aber ganz 
generell eine Feststellung wiederholen, die ich aus 
Anlaß der Aussprache über die Regierungserklä-
rung getroffen habe. Ich habe damals den Wunsch 
der Bundesregierung ausgesprochen, die Ausein-
andersetzung im Parlament über die sachliche Poli-
tik der Regierung zu führen und in diese Ausein-
andersetzung nicht Beamte einzubeziehen, die sich 
im Parlament nicht stellen und nicht wehren können. 
Bei der Darlegung bestimmter personalpolitischer 
Entscheidungen wäre es nämlich, wenn für die 
Öffentlichkeit verständlich werden soll, warum diese 
oder jene Entscheidung getroffen oder unterlassen 
wurde, notwendig, auch Dinge zu sagen, die den 
Betroffenen möglicherweise nicht nützlich sind. Ich 
bitte die Bundesregierung nicht in diese Situation 
zu bringen. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter von Guttenberg. 

Freiherr von und zu Guttenberg  (CDU/CSU): 
Herr Minister, würden Sie mir recht geben, wenn 
ich hier Herrn Kollegen Gscheidle, der sinngemäß 
gesagt hat, es handle sich hier um ein geringes 
Problem, angesichts der Tatsache widerspreche, 
daß bei der Versetzung in den vorzeitigen Ruhe-
stand von Ministerialdirektoren — mit Frauen und 
Kindern — wohl nicht in solcher Weise geredet wer-
den kann? 

(Oh!-Rufe von der SPD.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich kann 
Ihnen auch in dieser Frage, Herr Kollege von 
Guttenberg, nicht recht geben. Wenn ich Herrn 
Gscheidle richtig verstanden habe, so wollte er nicht 
die Auswirkungen auf die Position des einzelnen 
Beamten darstellen, sondern er hat hier eine quanti-
tative Wertung vorgenommen. Ich darf allerdings 
weiter hinzufügen, daß die Position des politischen 
Beamten nach unserem Beamtenrecht, aber auch die 
Rechte, die der politische Beamte dann, wenn er in 
cien einstweiligen Ruhestand versetzt wird, hat, ein 
solches Risiko mit einschließen. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Köppler. 

Köppler (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, darf 
man aus Ihrer vorhin gegebenen Antwort schließen, 
daß Sie Fragen der Prinzipien und der Praxis der 
Personalpolitik nicht zu den Fragen sachlicher Poli-
tik zählen und deshalb aus der Diskussion dieses 
Hauses ausgeklammert sehen möchten? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Nein, das 
habe ich nicht getan. Ich habe mich zu den Prinzipien 
geäußert, Herr Kollege. Ich habe nur ganz generell 
davor gewarnt, die Regierung im Einzelfall mög-
licherweise zu zwingen, ihre Entscheidung zu be-
gründen. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Dr. Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Minister, wären 
Sie, wenn das Ihre Auffassung ist, bereit, das Wort 
Ihres Ministerkollegen Möller zu mißbilligen, wenn 
er erklärt, daß Sonderzüge eingesetzt werden müß-
ten, 

(Lachen bei der SPD) 

um diese Beamten nach der Machtübernahme von 
den Ministerien wieder heimzuschicken? 

(Zurufe bei der SPD.) 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, Herr Kollege Möller hat bei der Aus-
sprache über die Regierungserklärung zu dieser 
Frage bereits für die Bundesregierung und für sich 
selbst Stellung genommen. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Minister, würden Sie es 
zu den Fürsorgepflichten eines Dienstherrn zählen, 
daß er Beamte bei Darstellungen auch in solchen 
Fragestunden nicht in die Situation bringt, Inhalt 
von Personalakten erörtern zu müssen, die Beamten 
bei ihrem künftigen Berufsweg schädlich sein kön-
nen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, meine Sorge, die ich ausgesprochen 
habe, entspringt dem von Ihnen genannten Motiv. 
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Präsident von Hassel: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Damit sind die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern er-
ledigt. Ich danke Ihnen, Herr Bundesminister. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes auf, 
zunächst die Frage 1 des Abgeordneten von Fircks: 

Steht der Bundeskanzler zu seiner zuletzt am 29. April 1969 
gegebenen Zusage, keine die Vertriebenen betreffenden Ent-
scheidungen hinter ihrem Rücken zu fällen? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Ehmke! 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Der Herr Bundeskanzler steht selbstverständ-
lich zu seiner Zusage, daß es keine Politik hinter 
dem Rücken der Vertriebenen geben darf. Der Bun-
deskanzler hat in seiner Regierungserklärung ausge-
führt, daß das Vertriebenenministerium in das In-
nenministerium eingegliedert und nicht, wie die 
Frage unterstellt, aufgelöst worden ist. Bei dieser 
Maßnahme handelt es sich um eine Organisations-
entscheidung, die die materiellen Belange der Ver-
triebenen, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigten in 
keiner Weise berührt. Die Frage des selbständigen 
Fortbestandes des Vertriebenenministeriums wurde 
nicht erst durch den jetzigen Beschluß der Bundes-
regierung aufgeworfen. Bereits ihre Vorgängerin hat 
hierüber Überlegungen angestellt. Ich verweise auf 
den 1. Bericht der Projektgruppe „Regierungs- und 
Verwaltungsreform" ;  der zu dem Ergebnis kommt, 
das gesamte Aufgabengebiet auf das Bundesinnen-
ministerium zu übertragen. Auch die beiden letzten 
Vertriebenenminister haben sich in dieser Richtung 
geäußert. Herr Bundesminister von Hassel hat die 
Zusammenlegung des Vertriebenenministeriums mit 
einem anderen Bundesressort — wenn auch erst 
für 1971 — in Aussicht gestellt. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Noch deutlicher hat Bundesminister Windelen eine 
Angliederung dieses Ressorts als Ganzes an ein 
anderes Ministerium befürwortet, wenn sie im Zu-
sammenhang mit einer Kabinettsreform stehe, in die 
auch andere kleinere Ressorts, wie es jetzt gesche-
hen ist, einbezogen würden. 

Auf Grund dieser öffentlich erfolgten Ankündi-
gungen konnte niemand überrascht sein, als die 
neue Bundesregierung im Zuge der Kabinettsneu-
gliederung diese Überlegungen nun in die Tat um-
setzte. 

Im übrigen vertrüge es sich schlecht mit den orga-
nisationsrechtlichen Kompetenzen der Bundesregie-
rung, wenn organisatorische Entscheidungen im Be-
reich der Regierung von der Zustimmung der betrof-
fenen Kreise und Verbände abhängig gemacht wür-
den. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Köppler: Auch im Wohnungsbau?) 

Daß sich die Bundesregierung ihrer Verantwortung 
gegenüber den Vertriebenen, Flüchtlingen und 
Kriegsgeschädigten voll bewußt ist, hat die Regie-
rungserklärung klar zum Ausdruck gebracht. 

Ein Gespräch mit dem Präsidium des Bundes der 
Vertriebenen über sich aus der Eingliederung des 

Vertriebenenministeriums in das Innenministerium 
ergebende Fragen soll auf Initiative des Herrn Bun-
desministers des Innern am 26. November statt-
finden. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete von Fircks. 

von Fircks (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß sich die 
Betroffenen nach der Eingliederung des Vertriebe-
nenministeriums in das Innenministerium im Kabi-
nett entsprechend vertreten fühlen können? Ich darf 
dabei daran erinnern, daß der Herr Bundeskanzler 
in seiner Regierungserklärung davon sprach, daß 
sich diese Bundesregierung nicht als Erwählte, son-
dern als Gewählte betrachtet. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Der Herr Bundesinnenminister hat bereits bei 
der Debatte über die Regierungserklärung zum Aus-
druck gebracht, daß er diese Interessen im Kabinett 
schon durch seine eigene Person vertritt, da er 
selbst in diese Personengruppe gehört. Das gilt 
übrigens auch von anderen Mitgliedern dieses Kabi-
netts. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage der Herr Abgeordnete von Fircks. 

von Fircks (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich 
noch fragen: Gehört nach den mancherlei Umschrei-
bungen, die sowohl der Bundeskanzler als auch der 
Innenminister als auch der Fraktionsvorsitzende der 
SPD hier und auch anderswo gegeben haben, auch 
das Recht auf die Heimat für die Ost- und Sudeten-
deutschen zu den deutschen Essentials bei Verhand-
lungen in Ost und West gemäß unserer vertrag-
lichen Verpflichtung aus der Europäischen Menschen-
rechtskonvention? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich glaube, diese Zusatzfrage gehört kaum 
noch in den Zusammenhang der Frage. Ich würde es 
vorziehen, sie, eine sehr wichtige Frage, dann in 
größerem Zusammenhang und nicht in der Kürze 
einer Fragestunde zu beantworten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD.) 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Köppler. 

Köppler (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, gal-
ten die von Ihnen soeben bekanntgegebenen Grund-
sätze über die Nichteinschaltung von Verbänden bei 
Organisationsentscheidungen der Bundesregierung 
auch im Falle des bestehengebliebenen Wohnungs-
bauministeriums? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ja, Herr Kollege Köppler, die Entscheidung 
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Bundesminister Dr. Ehmke 

beim Wohnungsbauministeriums ist aus sachlichen 
Gründen des Städtebaus, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— aus sachlichen Gründen des Städtebaus — ich 
bitte Sie, doch nun einmal etwa die Herren und die 
Gremien, die auf diesem Gebiet tätig sind, zu 
hören — erfolgt, und ganz sicher ist die Entschei-
dung in dieser Frage nicht von der Zustimmung 
irgendeines Verbandes abhängig gemacht worden. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): : Herr Minister, können Sie 
bestätigen, daß Ihre Äußerung, nach der vor wich-
tigen Entscheidungen die Betroffenen gehört wer-
den, auch für alle offenen und konkludenten Schritte 
in bezug auf Gebietsveränderungen gilt? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Dr. Czaja, ich habe schon gesagt, daß 
hier zunächst einmal nicht die Frage der Anhörung 
entscheidend ist. Diese Regierung wird sich in 
keinem Punkte darauf festlegen wollen, vor jeder 
Entscheidung jeden der beteiligten Verbände zu 
hören. Aber es ist klar, daß hier, wie es der Herr 
Bundeskanzler gesagt hat — und ich bitte, dieses 
Wort doch schon aus Selbstrespekt unserer Demo-
kratie dem Bundeskanzler abzunehmen —, selbstver-
ständlich nichts hinter dem Rücken der Vertriebenen 
geschehen wird. 

Präsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage der Abgeordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Darf ich aus dem Wort 
„nichts" in Ihrer Antwort auch schließen, daß Sie 
klar bestätigen, daß alle Schritte — offene und 
konkludente — bezüglich Gebietsveränderungen 
von diesem Punkt ebenfalls betroffen sind? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Aber Herr Czaja, diese Fragen sind von so 
grundlegender Bedeutung, daß sie nicht nur mit den 
Vertriebenenverbänden, sondern mit unserem gan-
zen Volk in öffentlicher Diskussion erörtert wer-
den müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Czaja meldet sich zu einer weiteren 

Zusatzfrage.) 

Präsident von Hassel: Herr Kollege Czaja, Sie 
haben nur zwei Zusatzfragen, und die sind konsu-
miert. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten von Fircks 
auf: 

wann soll das Gespräch über die vollzogene Auflösung des 
Bundesvertriebenentnmisteriums mit  dein Bund der Vertriebenen 
stattfinden? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Professor 
Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident, die Fragen I und 2 sind zu-
sammen beantwortet worden. 

Präsident von Hassel: In diesem Fall sind noch 
weitere Zusatzfragen zugelassen. Bitte schön, Herr 
Kollege Dr. Czaja! 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Darf ich dann fragen, 
Herr Minister, warum bezüglich der Gespräche mit 
Polen der Herr Bundeskanzler unserem Fraktions-
vorsitzenden zu dieser von Ihnen soeben als die 
ganze Nation angehend bezeichneten Frage eine 
Antwort nicht erteilt hat. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich glaube, eine geringe Kenntnis der Vor

-

bereitung diplomatischer Verhandlungen beantwor-
tet diese Frage von selbst. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Minister, würden 
Sie bestätigen, daß bei solchen Verhandlungen keine 
konkludenten Handlungen gesetzt werden, die Ge-
bietsveränderungen betreffen? 

(Unruhe bei der SPD.) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich bin der Meinung, daß diese Frage — ich 
sage es noch einmal, wie ich es bereits in der Ant-
wort auf die erste Zusatzfrage von Herrn von Fircks 
getan habe - so weit von diesem Thema abführt, 
daß wir diese wichtige Frage einer gründlichen Er-
örterung vorbehalten sollten, zu der in diesem 
Hause mehr Zeit als in einer Fragestunde zur Ver-
fügung steht. 

Präsident von Hassel: Die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes sind beantwortet. Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Wir kommen dann zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Ich rufe zunächst die 
Frage 3 des Abgeordneten Zebisch auf: 

Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung, uni im Falle 
einer eventuellen neuen Festsetzung der Pärität der Deutschen 
Mark Nachteile für die deutsche Landwirtschaft abzuwenden? 

Der Fragesteller bittet um schriftliche Beantwor-
tung. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Die Antwort des Bundesministers Ertl vom 
5. November 1969 lautet: 

Die Bundesregierung hat bereits in der Regierungserklärung 
vom 28. 10. 1969 dargelegt, durch welche Maßnahmen sie dafür 
Sorge  trägt, daß der deutschen Landwirtschaft aus der Aufwer-
tung der D-Mark keine Nachteile entstehen. 

Dabei hat sie erklärt, daß nach Ablauf des vom EWG-Minister-
rat beschlossenen Grenzausgleichssystems die Landwirtschaft den 
vollen Einkommensausgleich erhält. Dieser Ausgleich kann zum 
Teil durch eine Änderung des Mehrwertsteuergesetzes herbei-
geführt werden. über die Einzelheiten einer solchen Regelung 
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Präsident von Hassel 
wird dieses Hohe Haus in Kürze beraten. Der übrige Teil wird  
durch direkte Ausgleichszahlungen gedeckt, an denen sich die  
Gemeinschaft beteiligen wird.  
Der Rat der Europäischen Gemeinschaften wird in Kürze auf  

neue zusammentreten, um die Einzelheiten einer längerfristigen  
Regelung zu beraten. Ich mochte betonen, daß die Bundesregie-
rung entschlossen ist, die Einkommensverluste der deutschen  
Landwirtschaft in vollem Umfang auszugleichen.  

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Weigl auf: 
Wenn wird die Bundesregierung die Mehrausgaben für die 

Einführung einer kostenlosen Schulmilchspeisung in die mittel

-f

ristige Finanzplanung aufnehmen? 

Ist der Abgeordnete im Saal? - Er ist im Saal. Zur 
Beantwortung Herr Bundesminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Herr Kollege 
Weigl! Ich beantworte die Frage wie folgt. Sie ken-
nen meine positive Einstellung und meine Sym-
pathie zur Einführung des Schulmilchfrühstücks in 
der Bundesrepublik. Ich darf in diesem Zusammen-
hang daran erinnern, daß ich es war, der im Ernäh-
rungsausschuß einen Antrag stellte, für diesen Zweck 
im Haushaltsplan 1969 20 Millionen DM einzusetzen, 
daß dies aber am Widerstand des früheren Bundes-
finanzministers gescheitert ist. Diese meine Einstel-
lung habe ich im Ernährungsausschuß und im Plenum 
des letzten Bundestages oft und deutlich zum Aus-
druck gebracht. 

Die Frage der Mitfinanzierung einer solchen Maß-
nahme, die im Grundsatz Ländersache ist, durch den 
Bund muß jedoch erst eingehend geklärt werden. 
Ich bin bereit, das bereits auf der nächsten Agrar-
ministerkonferenz besprechen zu lassen. Sobald 
Klarheit besteht, werde ich mir erlauben, Ihnen 
weitere Auskunft zu geben. 

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich mit-
teilen, daß, einen 3,3%igen Fettgehalt vorausgesetzt, 
durch die obligate Einführung der Schulmilchspei-
sung rund 18 500 t Butter und 39 000 t Magermilch 
weniger erzeugt würden. Schon aus dieser Sicht her-
aus würde ich das als einen nützlichen Beitrag auf-
fassen. 

Ich bedarf aber dazu — der letzte Teil Ihrer Frage 
ist ja eigentlich eine Frage an den Bundesfinanz-
minister — der Zustimmung der Länder und des 
Bundesfinanzministers. Was in meinen Kräften steht, 
wird geschehen. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Minister, da die 
Überschüsse in der Milchproduktion hauptsächlich 
von Frankreich herrühren, frage ich Sie, ob Sie 
bereit sind, im Ministerrat eine solche generelle 
Anregung für alle Mitgliedsländer der EWG zu 
geben. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich darf mich für diese Anregung 
sehr herzlich bedanken und gleichzeitig die Kollegen 
des Hohen Hauses, die im Europäischen Parlament 
sitzen, bitten, mich dabei tatkräftig zu unterstützen. 

Präsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Damit sind die Fragen aus dem Geschäfts-

bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten beantwortet. Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung. Ich rufe zunächst die 
Frage 5 der Abgeordneten Frau Renger auf:  

Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit ist, eine früher  
bereits erlassene und dann widerrufene Verfügung des Bundes-
ministers der Verteidigung wieder in Kraft zu setzen, nach der  
Studierende des zweiten Bildungsweges, die sich nachweislich  
erfolgieich auf die Hochschulreite oder den Besuch von Fach-
hochschulen vorbereiten, ant Antrag vom Grundwehrdienst frei-
zustellen?  

Die Abgeordnete ist im Saal. 

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Berkhan. • 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Bei der Beant-
wortung dieser Frage, Frau Kollegin, sind zwei 
Personenkreise zu unterscheiden: erstens Wehr-
pflichtige des zweiten Bildungsweges, die die Hoch-
schulreife anstreben. Sie werden nach wie vor zu-
rückgestellt, wenn sie gegenüber den Abiturienten 
des ersten Bildungsweges erst im vorgerückten 
Alter die Hochschulreife erlangen. Diese Vergünsti-
gung kann aber wegen des Grundsatzes der Gleich-
behandlung aller Wehrpflichtigen in den Fällen 
nicht mehr gewährt werden, in denen durch die Er-
langung der Hochschulreife im zweiten Bildungsweg 
eine zeitliche Verzögerung nicht eintritt. Das ist 
dann der Fall, wenn sie noch vor Vollendung des 
Alters von 23 1 /2 Lebensjahren einberufen werden 
können. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, von 
dieser Regelung abzugehen, da dies sonst zu einer 
Ausweitung der Wehrdienstausnahmen führer 
müßte. 

Der zweite Kreis umfaßt Wehrpflichtige des zwei-
ten Bildungsweges, die die Fachhochschulreife an-
streben. Sie werden zurückgestellt, soweit die Lehre, 
der Besuch der Berufsaufbauschule und der Fach-
oberschule nahtlos ineinander übergehen. 

Im übrigen, Frau Kollegin, wird der gesamte Kom-
plex der Wehrdienstausnahmen und damit auch die 
Frage der Zurückstellung vom Wehrdienst, wie schon 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
angekündigt, überprüft werden. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Herr Abgeordnete Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, kann die Bundesregierung zusichern, daß 
während der Zeit der Überprüfung Nachteile für 
diejenigen Wehrpflichtigen nicht entstehen, die 
jetzt ihren Wehrdienst ableisten müssen, wenn in 
der Zwischenzeit etwa die Prüfungsordnungen ge-
ändert werden sollten, wie das z. B. für die Ingeni-
eurschulen zu erwarten ist? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, die 
Bundesregierung kann das nicht zusichern. Aber sie 
steht in Verhandlungen mit der Kultusministerkon- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. November 1969 	257 

Parlamentarischer Staatssekretär Berkhan 
ferenz. Dort fallen nämlich die Entscheidungen. Es 
besteht, wie ich Gesprächen mit hohen Beamten in 
einem Land entnehmen konnte, bei der Kultusmini-
sterkonferenz die Absicht, Übergangsordnungen ein-
zuführen. Das Land, von dem ich spreche, rechnet 
mit einem fünfjährigen Übergang, währenddessen 
nach alter und neuer Ordnung die Aufnahme an die-
sen Schulen — Sie sprachen von den Ingenieurschu-
len — erfolgen soll. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage, 
der Herr Abgeordnete Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß 
die Bundesregierung bemüht sein wird, vor allem 
für die Studierenden, die über den zweiten Bil-
dungsweg zum Studium kommen, aber auch sonst 
für die Wehrpflichtigen, die jetzt ihren Wehrdienst 
ableisten, Nachteile während des Studiums absolut 
zu vermeiden? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Schulze-Vorberg, Sie sprechen zwei Personenkreise 
an. Bei der Ableistung des Wehrdienstes entstehen 
für den jungen Mann sicherlich generell Nachteile 
wegen des Zeitverzugs. Ich darf Sie aber darauf auf-
merksam machen, daß mancher junge Mann in den 
18 Monaten Wehrdienst, die er ableistet, auch Dinge 
lernt, die für sein weiteres Leben von Nutzen sind. 
Die Bundesregierung wird sich bemühen, die Teil-
nehmer am zweiten Bildungsweg so weit zu för-
dern, wie es in ihren Kräften steht. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Absolventen von Techniker-
schulen und Technikerabendschulen, die auf dem 
zweiten Bildungsweg zur staatlichen Ingenieuraka-
demie übergehen, ohne zeitliche Unterbrechung — 
Sie sagten: nahtlos — zurückgestellt werden können? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Cra-
mer, Sie müssen zwischen Ingenieurschulen und 
Fachhochschulen unterscheiden. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatz-
frage, der Herr Abgeordnete Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
meine Frage im Hinblick auf staatliche Ingenieur-
akademien beantworten? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Cramer, ich werde Ihnen die Antwort auf Ihre 
Frage schriftlich zustellen. Ich muß Sie nur darauf 
aufmerksam machen, daß ich mich soeben verspro-
chen habe. Es handelt sich um Berufsaufbauschulen 
und Fachoberschulen, nicht um Fachhochschulen. 

Präsident von Hassel: Keine weitere Zusatz-
frage. Dann sind wir am Ende der Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Berkhan. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf, zunächst die Frage 6 des Herrn Abgeordneten 
Dröscher: 

Hält es die Bundesregierung mit den Sicherheitsbestimmungen 
im öffentlichen Straßenverkehr für vereinbar, daß für den 
Transport von Schulkindern zu Mittelpunktschulen normale Om-
nibusse benutzt werden, die keine Haltevorrichtungen für die 
Stehplätze in erreichbarer Griffweite für die Kinder haben? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Börner. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident, ich wäre dankbar, 
wenn ich beide Fragen gemeinsam beantworten 
könnte, da ein Sachzusammenhang besteht. 

Präsident von Hassel: Keine Bedenken. 

Frage 7 des Abgeordneten Dröscher: 

Hält es die Bundesregierung unter den gegebenen Sicherheits-
bestimmungen für zulässig, daß Omnibusse zum Transport von 
Schulkindern eingesetzt werden, die bis zu 180 Kinder auf-
nehmen, ohne daß dabei zusätzliche Aufsichtspersonen neben 
dem Fahrer mitgenommen werden? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, nach § 34 a Abs. 4 
der Straßenverkehrszulassungsordnung müssen alle 
Kraftomnibusse mit geeigneten Haltevorrichtungen 
für Stehplätze ausgerüstet sein. Das Fehlen von er-
reichbaren Haltevorrichtungen in Kraftomnibussen, 
die Schulkinder auf Stehplätzen befördern, ist des-
halb mit den Sicherheitsbestimmungen nicht verein-
bar. Soweit solche Haltevorrichtungen nicht vorhan-
den sind, müssen sie zusätzlich angebracht werden. 
Soweit in einem Kraftomnibus eine große Zahl von 
Kindern befördert werden soll, dürfte es zweck-
mäßig sein, daß Personen mitfahren, die für eine 
Beaufsichtigung der Kinder sorgen können. Ich 
werde diese Frage in Kürze mit den zuständigen 
Stellen der Länder erörtern. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, wie erklä-
ren Sie sich, nachdem Sie diese Antwort gegeben 
haben, die Stellungnahme der Bezirksregierung 
Koblenz, die ich in dieser Frage angesprochen habe, 
daß sie das Omnibusunternehmen nicht zwingen 
könne, die Haltegriffe so anzubringen, daß die 
Schulkinder sie erreichen können? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, diese Stellung-
nahme war mir bis zu dieser Stunde nicht bekannt. 
Ich werde das gern nachprüfen. Ich halte das nicht 
für vereinbar mit den gesetzlichen Vorschriften. 
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Präsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, wäre es, nachdem heute durch die Mittel-
punktschulen der Schulweg der Kinder und damit 
auch die Omnibusfahrt oft lang sind, nicht richtig, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Schulomnibusse so 
eingerichtet werden, daß jedes Kind einen Sitzplatz 
hat und überhaupt keine Stehplätze mehr notwendig 
sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ja natürlich, Frau Kollegin; das 
ist sicher ein erstrebenswertes Ziel. Ich muß Sie 
darauf aufmerksam machen, daß es in erster Linie 
Aufgabe der Schulträger ist, hier für die entspre-
chenden Ausrüstungen zu sorgen. Ich habe ange-
deutet, daß gerade diese Entwicklung uns veran-
laßt, das Gesamtproblem in nächster Zeit mit den 
Ländern zu besprechen. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
bei der Rücksprache mit den Ländern, die wohl auch 
dadurch notwendig wird, daß das Ausmaß der Mit-
telpunktschulen größer wird und damit das Beför-
derungsproblem in den Mittelpunkt rückt, auch die 
Frage erörtern, ob man nicht die Transportzahlen 
pro Bus begrenzen könnte? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, das ist ein durch-
aus ernstes Problem. Sie wissen, daß der Bundes-
minister für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
sehr bemüht ist, die Sicherheitsvorschriften zu ver-
stärken. Wir werden selbstverständlich auch in die-
ser Richtung, die Sie angedeutet haben, weiter 
arbeiten. 

Präsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage der Abgeordnete Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, Überlegungen dahin gehend anzustellen, daß 
im Interesse der Sicherheit der Kinder Schulomni-
busse farblich eindeutig gekennzeichnet werden, 
so wie das in anderen Ländern praktiziert wird? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich bin Ihrer Meinung, Herr Kol-
lege, daß diese Frage in der von Ihnen angedeu-
teten Weise entschieden werden muß. Das ist ein 
Problem, das bei der Erarbeitung entsprechender 
Vorschriften vor Jahren noch nicht in der Deut-
lichkeit wie heute gesehen werden konnte. 

Präsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage der Abgeordnete Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, hat Ihr Ministerium die Absicht, 
die Zulassungsordnung für Omnibusse so zu ändern, 
daß Haltevorrichtungen nicht nur für Erwachsene, 
sondern überall auch für Kinder anzubringen sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich habe angedeutet, daß hier 
nach meiner Auffassung, die gesetzliche Grundlage 
heute schon besteht. 

Präsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage der Abgeordnete Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Darf ich 
Ihre Antwort so verstehen, daß Sie der Meinung 
sind, daß die Haltevorrichtungen für Erwachsene 
auch für kleine Kinder erreichbar sein müßten? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Nein, das habe ich nicht gesagt. 
Ich habe nur gesagt, daß dort, wo vorwiegend Kin-
der befördert werden, die Haltevorrichtungen selbst-
verständlich geändert werden müssen. 

Präsident von Hassel: Ich sehe keine weiteren 
Zusatzfragen mehr. Damit sind die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Börner. 

Ich rufe nunmehr die Frage aus dem Geschäfts-
bereich für Bildung und Wissenschaft auf. Frage 8 
des Abgeordneten Dichgans: 

Wie viele Studienanfänger der Fachrichtung Medizin (Human-
medizin) haben die deutschen Hochschulen für das Winter-
semester 1969/1970 zugelassen und wie viele Studienanfänger 
dieser Fachrichtung haben diese Hochschulen vor Einführung des 
Numerus clausus maximal eingeschrieben? 

Der Abgeordnete ist im Saal. Zur Beantwortung 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. von Doh-
nanyi. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Präsident! Herr Dr. Dichgans, zu-
nächst: Sommersemester 1969 und Wintersemester 
1969/70 sind wegen des Zulassungssystems im Zu-
sammenhang zu sehen. In diesen beiden Semestern 
sind nach unserer bisherigen Kenntnis insgesamt 
etwa 4750 deutsche Studienanfänger der allgemei-
nen Medizin aufgenommen worden. Das Jahr mit 
der höchsten Studienanfängerzahl vor der allgemei-
nen Einführung des Numerus clausus war das Jahr 
1962. Damals sind 5900 deutsche Studienanfänger 
der allgemeinen Medizin aufgenommen worden. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dichgans! 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihr Ministerium bereit, eine Initiative zu ergreifen, 
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Dichgans 
um zu erreichen, daß schon im Rahmen der heute 
vorhandenen Gebäude die Zahl der Studenten, die 
zugelassen werden können, durch organisatorische 
Maßnahmen erhöht werden kann? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Dr. Dichgans, Sie wissen, daß be-
reits seit 1960 Empfehlungen des Wissenschafts-
rates vorliegen, sogenannte akademische Kranken-
häuser, d. h. Ausbildungsstätten außerhalb der 
Universitäten, einzusetzen. Die Bundesregierung ist 
bereit, diese Maßnahmen wie in der Vergangenheit 
intensiv zu unterstützen. 

Präsident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Tamblé. 

Dr. Tamblé (SPD) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, die Zahlen, wie sie hier angefordert und 
gegeben wurden für die Allgemeinmedizin, auch 
für Studenten der Zahnheilkunde erstellen zu las-
sen und hier mitzuteilen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Sehr gern. 

Präsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Frau Abgeordnete Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, es ist mir zwar bekannt, daß nach einer 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts der 
Numerus clausus als nicht verfassungswidrig gilt; 
aber ist es nicht eine vordringliche politische Auf-
gabe, auch von seiten der Bundesregierung dafür zu 
sorgen, daß so schnell wie möglich die Verhältnisse 
so werden, daß ein Numerus clausus nicht mehr not-
wendig ist? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Abgeordnete, die Regierungserklä-
rung hat dazu ausdrücklich Stellung genommen. Das 
wird selbstverständlich als ein vordringliches Ziel 
der Bildungs- und Wissenschaftspolitik angesehen. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dr. Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß einzelne medizinische Fakultäten 
die Zahl der Anfänger erst in den letzten Semestern 
herabgesetzt haben? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Diese Tatsache ist mir bekannt. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Worauf führen Sie diese 
Tatsache zurück? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Frage der Ausbildung an den ver-
schiedenen Ausbildungsstätten, Herr Kollege, ist 
natürlich nach den vorhandenen Kapazitäten zu be-
urteilen, In Fällen, in denen sich z. B. die Ausbil-
dung verändert haben mag, sind die Kapazitätsvor-
stellungen anzupassen. Wenn Sie mir die Fakultäten 
oder die Ausbildungsstätten nennen, um  die es 
Ihnen im einzelnen geht, bin ich gerne bereit, Herr 
Kollege, dazu gesondert Stellung zu nehmen. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wären Sie im Hinblick auf Ihre letzte Antwort be-
reit, mir die Zahlen, deren Summe Sie soeben an-
gegeben haben, für jede einzelne medizinische Fa-
kultät schriftlich mitzuteilen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Das tue ich gern, Herr Dr. Dichgans. 

Präsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Damit haben wir die Frage aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Dohnanyi. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zunächst die Frage 22 des .Abge-
ordneten Cramer: 

Wie lange dauert im allgemeinen die Bearbeitung eines An-
trags bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) für Rentner, Hinterbliebene und bei Anträgen auf Sterbe-
geld? 

Zur Beantwortung der Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Reischl. 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege 
Cramer, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 

Bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder beträgt die Bearbeitungsdauer für Anträge 
von Rentnern und Hinterbliebenen zur Zeit im all-
gemeinen drei bis fünf Monate und für Anträge auf 
Gewährung von Sterbegeld zwei bis drei Monate. 
In beiden Fällen verkürzt sich diese Frist jedoch 
zunehmend in dem Maße, in dem sich die aus der 
Reform des Satzungsrechts herrührenden erhebli-
chen Umstellungsarbeiten verringern. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wie groß die Zahl der rückständigen 
Fälle ist, die durch die Umstellung bedingt sind, und 
wie lange in solchen Fällen eine Bearbeitung dau-
ert? 
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Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Zur Zeit sollen 
etwa 220 000 Renten umgestellt werden. Das kann 
ich aus den mir vorliegenden Unterlagen entneh-
men. Das ist die einzige Zahl, die ich daraus ersehen 
kann. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wie lange es dauern wird, bis die letzten 
Fälle bearbeitet sein werden? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Es werden zur 
Zeit erhebliche Anstrengungen unternommen, um 
die Arbeit der Versorgungsanstalt zu rationalisie-
ren. Zunächst hat man versucht, neues Personal 
dafür zu bekommen. Das ist aber wegen der ange-
spannten Arbeitsmarktlage gerade in dem Raum um 
Karlsruhe sehr schwierig gewesen. Selbst der Ver-
such, durch Ausbildungsmaßnahmen zusätzliches 
Personal aus anderen Bereichen zu gewinnen, muß 
als gescheitert angesehen werden. 

Es läßt sich also im Augenblick nur durch eine 
Rationalisierung innerhalb der Anstalt eine Be-
schleunigung erreichen. Hier werden aber erheb-
liche Anstrengungen gemacht. Es werden auch zu-
sätzlich Überstunden gemacht, um so schnell als 
möglich zum Abbau dieser Schwierigkeiten zu kom-
men. 

Präsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Wir sind damit am Ende unserer Frage-
stunde. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beschlußfassung über Zahl, Größe und Be-
zeichnung der Ausschüsse 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt Ihnen auf 
Grund einer interfraktionellen Vereinbarung eine 
Ergänzung vor, in der die Drucksachen aufgeführt 
sind, über die heute Beschluß gefaßt werden muß: 

a) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Anwendung des 
Systems d'Hondt für die Berechnung der 
Stellenanteile der Fraktionen in den Aus-
schüssen 

— Drucksache VI/37 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Einsetzung von 
Ausschüssen 

— Drucksache VI/38 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP betr. Einsetzung eines Ausschusses 
für innerdeutsche Beziehungen 

— Drucksache VI'39 — 

d) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU! 
CSU betr. Einsetzung eines Ausschusses für 
gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

— Drucksache VI/43 — 

e) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Einsetzung eines 
1. Sonderausschusses für Sport und Olym-
pische Spiele 

— Drucksache VI/40 — 

f) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Einsetzung eines 
2. Sonderausschusses für die Strafrechts-
reform 

— Drucksache VI/41 — 

g) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Änderung der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundes-
tages 

— Drucksache VI/44 — 

Ich darf Sie bitten, diese Drucksachen zur Hand zu 
nehmen und weise auf folgendes hin. Die Anträge 
auf den Drucksachen VI/37, VI/38, VI/40, VI/41 und 
VI/44  sind interfraktionell gestellt. Lediglich die 
Anträge auf den Drucksachen VI/39 und VI/43 sind 
kontroverse Anträge. Ich schlage vor, daß wir über 
die unstrittigen Anträge auf den Drucksachen VI/37, 
VI/38, VI/40, VI/41 und VI/44 vorab entscheiden. 
Anschließend werde ich dann die Anträge auf den 
Drucksachen VI/39 und VI/43 zusammen aufrufen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf folgendes 
aufmerksam machen. In dem Antrag auf Drucksache 
VI/44 wird von allen drei Fraktionen eine Ände-
rung des § 7 der Geschäftsordnung — dem Hause 
ist das Thema bekannt — vorgeschlagen. Bei der 
Übernahme der Geschäftsordnung in der ersten Sit-
zung des Bundestages haben wir u. a. auch den 
§ 67 ausgeklammert. Mit der Beschlußfassung über 
den Antrag Drucksache VI/37  ist diese Ausklamme-
rung überholt, denn dieser Antrag betrifft auch die 
Frage der Besetzung des Vermittlungsausschusses. 
Deshalb haben mir die Fraktionen mitgeteilt, daß 
keine Bedenken bestehen, daß wir mit der Annahme 
des Antrags Drucksache VI/37 gleichzeitig auch den 
§ 67 der Geschäftsordnung annehmen. 

Ich rege also an, daß wir wie folgt verfahren. Wir 
stimmen zunächst über die nicht strittigen Anträge 
ab, wobei der Antrag Drucksache VI/37  gleich eine 
Ergänzung in der Form findet, daß der § 67 der 
Geschäftsordnung mit übernommen wird. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Anträge Drucksachen VI/37 , VI/38, VI/40, VI/41 und 
VI/44.  Ist das Haus damit einverstanden? - Dann 
sehe ich keine Bedenken, daß wir so verfahren. 
Wer diesen Anträgen seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei zwei Ent-
haltungen ist die Annahme der aufgeführten An-
träge — einschließlich der Übernahme des § 67 der 
Geschäftsordnung - beschlossen. 

Ich bitte, nun die Anträge Drucksachen VI/39 
und  VI/43  zur Hand zu nehmen. Ich empfehle, daß 
wir diese beiden Anträge, die das gleiche Thema 
zum Inhalt haben, gemeinsam behandeln, und er-
öffne die Aussprache über diese Anträge. Wer 
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Präsident von Hassel 

wünscht dazu das Wort? — Zu welchem Antrag wol-
len Sie sprechen, Herr Abgeordneter Schultz? 

(Schultz [Gau-Bischofsheim] : Herr Präsident, 
die Anträge sind nicht verteilt!) 

Mir wird gesagt, die Anträge seien nicht verteilt 
worden. 

(Zurufe: Doch!) 

Meine Damen und Herren, es handelt sich um die 
Anträge Drucksache VI/39 und VI/43. In Antrag 
VI/39  wird  begehrt, daß nach § 61 in Verbindung 
mit § 60 Abs. 1 der Geschäftsordnung ein ständiger 
Ausschuß, bestehend aus 25 Mitgliedern, mit der 
Bezeichnung „Ausschuß für innerdeutsche Beziehun-
gen" eingesetzt wird. Dieser Antrag kommt von den 
Fraktionen der SPD und der FDP. 

Dann liegt Ihnen der Antrag VI/43 vor. Er hat den 
gleichen Inhalt, sieht jedoch eine andere Bezeich-
nung für den Ausschuß vor. Die Bezeichnung soll 
„Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen" 
lauten. Die Mitgliederzahl ist die gleiche. Dieser 
Antrag kommt von der Fraktion der CDU/CSU. Ich 
glaube aber, daß, selbst wenn diese Anträge nicht 
verteilt wären., Inhalt und Thema bekannt sind. 

Das -Wort hat. Herr Abgeordneter Freiherr von 
Weizsäcker. 

Dr. Freiherr von Weizsäcker (CDU/CSU) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der  An-
trag der Fraktion der CDU/CSU lautet, einen Aus-
schuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen einzu-
setzen und damit die Bezeichnung beizubehalten, 
die dieser Ausschuß seit Jahr und Tag gehabt hat. 
Ich möchte diesen Antrag kurz begründen und mich 
dabei bemühen, es mit der Behutsamkeit zu tun, die 
gerade in dieser Frage notwendig ist. 

Es liegt uns gar nichts daran, um jeden Preis eine 
neue Debatte über die Deutschlandpolitik zu führen. 
Der Name ist nicht Vorwand, wohl aber ist er ein 
Symptom dafür, ob wir über eine gemeinsame ge-
schichtlich-politische Grundlage in unseren Tages-
geschäften verfügen und wie wir es mit der so not-
wendigen Gemeinsamkeit gerade in dieser Frage 
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu-
nächst zu den praktischen Aufgaben des Ressorts 
und des dazugehörigen Ausschusses etwas sagen. 
Herr Bundesminister Franke hat in einem Interview 
mit dem RIAS am 23. Oktober gesagt, daß nach 
seiner Meinung alles, was in der Regierung gemacht 
werde, gesamtdeutsche Politik sei, in der Außen-
politik, in der Wirtschaftspolitik und in anderen 
Ressorts. Die Aufgabe seines Hauses sei vor allem, 
innerdeutsche Probleme einer Lösung zuzuführen. 
Meine Damen und Herren, diese innerdeutschen 
Probleme sind von besonderer Wichtigkeit, und wir 
wollen und werden an ihrer Lösung mitarbeiten. Es 
geht hier u. a. um Fragen aus dem Feld der Wirt-
schaftspolitik, der Verkehrspolitik, des Post- und 
Fernmeldewesens, aber auch um Fragen aus anderen 
Bereichen. Sie werden in den zuständigen Ressorts 
bearbeitet, in denen es nach den Worten von Bun- 

desminister Franke um gesamtdeutsche Politik geht. 
In seinem Haus soll es, wie er sich in demselben 
Interview äußerte, um Koordinierung gehen, und 
Koordinierung soll auch die Hauptaufgabe des zu-
ständigen Bundestagsausschusses sein. Ich frage 
nun: Ist diese Koordinierung etwa keine gesamt-
deutsche Aufgabe? Ich frage: Wohin soll diese Na-
mensänderung führen? Ist sie Ausdruck der Konti-
nuität der Politik dieses Hauses, wie sie etwa in 
dem Beschluß vom September des Jahres 1968 zum 
Ausdruck gekommen ist? 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Oder soll sie ein neues Programm signalisieren? Das 
würde uns besorgt stimmen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr gut!) 

Die Ostberliner Regierung will sich, wann immer 
sie öffentlich angesprochen wird, auf keine andere 
Art von Verhandlungen einlassen als auf die, die zu 
ihrer Anerkennung als Völkerrechtssubjekt führt. 
Wir alle wissen, daß es deshalb wichtig ist, in der 
Stille unablässig um Regelungen im einzelnen be-
müht zu sein. Dann stellt sich aber die Frage, meine 
Damen und Herren: Was verspricht man sich, wenn 
man nüchtern und praktisch arbeiten will, von einem 
ersten Schritt, der in aller Öffentlichkeit die Na-
mensänderung von Ministerium und Ausschuß an-
kündigt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist ein neuer Name, der gewiß auch nicht die 
ständig wiederholte Maximalforderung Ostberlins 
befriedigen wird. 

Aber entscheidend ist und bleibt: Was meinen 
wir mit „gesamtdeutsch"? Dieser Name sagt mehr 
und anderes, als es juristische Definitionen tun. Der 
Name besagt, daß durch die Demarkationslinie will-
kürlich getrennt ist, was menschlich und kulturell, 
geschichtlich, politisch und wirtschaftlich zusammen-
hängt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Name sagt, daß hüben und drüben Deutsche 
einer Nation leben und geboren werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In ihnen lebt das elementare Bewußtsein, zusam-
menzugehören. Es äußert sich im Verlangen nach 
freier Kommunikation auf allen Gebieten. Trotz der 
ihnen aufgezwungenen Gegensätze kommen heide 
Teile nicht voneinander los. Die Zusammengehörig-
keit ist stärker als diese Gegensätze, die ihre Wur-
zel in der Zugehörigkeit zu so grundverschiedenen 
gesellschaftlichen und politischen Systemen haben. 

Das Bewußtsein dieser Zusammengehörigkeit 
äußert sich darin, daß es den Menschen hüben und 
drüben unerträglich macht, den jeweils anderen 
irgendeinem Angehörigen eines anderen Nachbar-
staates gleichzusetzen. Beide Teile wurzeln in der-
selben Geschichte und können sich in ihren Gegen-
wartsaufgaben davon nicht lossagen, auch wenn sie 
es wollten. 

In diesem Sinne gehören wir Deutsche auch im 
Bewußtsein der anderen Völker zusammen. Die Fort-
dauer cles ungelösten deutschen Problems erfüllt sie 
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Dr. Freiherr von Weizsäcker 
mit Sorge, und zwar auch angesichts der ihnen 
bedrohlich erscheinenden Vorstellung, daß die Lö-
sung des Deutschlandproblems in einem neuen ver-
einigten deutschen Nationalstaat liegen könnte. 
Deshalb haben sie die Hoffnung, mit den Deutschen 
zu größeren politischen Einheiten zu kommen, die 
den Deutschen die Identität als ein zusammengehö-
riges Volk nicht rauben. 

Fir uns Deutsche bringt die exponierte Lage in 
der Mitte Europas besondere Notwendigkeiten und 
Chancen zur Befriedung Europas. Wir sind von der 
Spaltung am meisten betroffen. Von der Kraft unse-
res Zusammenhalts und unserer Einsicht wird es 
mit am meisten abhängen, ob die Spaltung Europas 
schrittweise überwunden werden kann. Es gibt kein 
befriedetes Europa ohne ein befriedetes Deutsch-
land, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wie es auch kein befriedetes Deutschland gibt, es 
sei denn im Rahmen eines europäischen Friedens. 

Dies alles, das Bewußtsein dieses deutschen Zu-
sammenhanges, seines menschlichen und seines 
geschichtlichen Rechts und seiner politischen Auf-
gabe, dies alles liegt im Begriff „gesamtdeutsch". 
Dies ist gemeint, wenn wir von gesamtdeutschen 
Lösungen sprechen, um die es geht. Gesamtdeutsche 
Politik, meine Damen und Herren, heißt nicht, Pro-
paganda zu treiben, es heißt nicht, Illusionen am 
Leben zu erhalten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

es heißt nicht, praktische nüchterne Politik durch 
Definitionen und Deklamationen zu ersetzen; es 
heißt damit geradezu das Gegenteil von großdeutsch 
und alldeutsch unseligen Angedenkens. Gesamt-
deutsche Politik heißt, den für ganz Europa lebens-
notwendigen Weg voranzugehen, nämlich Grenzen 
durchlässig zu machen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

den überlebten Nationalstaat uneingeschränkter 
Souveränitäten zu überwinden und für Menschen-
rechte in allen Teilen einzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies alles, und gerade auch der Beitrag von uns 
Deutschen, den Europa trennenden Graben all-
mählich zuzuschütten, dies alles liegt im Wort 
„gesamtdeutsch". Es drückt aus, daß wir die politi-
schen und die sittlichen Gebote lebendiger Ge-
schichte zur unverrückbaren Basis unseres Handelns 
machen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und daß die Grundlage unse re r Friedenspolitik für 
Europa eben diese sind und bleiben. Unsere Nach-
barn, meine Damen und Herren, vor allem die. 
welche selbst über eine leidvolle Geschichte ver-
fügen, wissen dies sehr wohl. Sie werden den 
Respekt vor unserer Politik nur behalten, ja, sie 
werden unsere Friedensbeiträge für Europa nur 
dann für glaubwürdig und beständig halten, wenn 
sie spüren, daß dies der Sinn dessen ist, was wir 
unter „gesamtdeutsch" verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Sinn bringt die Achtung vor dem langen 
Atem der Geschichte zum Ausdruck, der gute Politik 
durchdringt, und ich glaube, es ist keine gute Politik, 
gerade hier mit der Sorglosigkeit vor Experimenten 
zu beginnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
etwas zur Gemeinsamkeit in den Fragen der Nation 
sagen. Wie es andere Fraktionskollegen schon ge-
tan haben, möchte auch ich sagen, daß ich aus-
drücklich zu dem stehe, was in den vergangenen drei 
Jahren in der Großen Koalition auf deutschland-
politischem Gebiet gemacht wurde. Es kam zu wich-
tigen Aussagen und Schritten. Das Wichtigste aber 
scheint mir zu sein, daß wir wieder gelernt haben, 
besser zusammenzuarbeiten, gelernt haben, bei 
allen Unterschieden der Meinungen und Urteile in 
einer Weise miteinander umzugehen, die uns lehrt, 
dieses uns alle so tief erregende Gebiet im Sinne 
der Gemeinsamkeit zu behandeln, es aber nicht zum 
polemischen Schlachtfeld werden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben Respekt vor 
der Arbeit, die Herbert Wehner im Gesamtdeutschen 
Ministerium geleistet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen auch mit seinem Nachfolger zusammen-
arbeiten. Die Opposition bejaht ausdrücklich die 
Aussage der Regierungserklärung über die not-
wendige Gemeinsamkeit in den Fragen der Nation. 
Der gegebene Platz hierfür ist der Bundestag im 
allgemeinen und der Gesamtdeutsche Ausschuß im 
besonderen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir alle wissen, wieviel diese Gemeinsamkeit 
von uns fordert. Uns alle bedrückt die ungelöste 
Lage, und wir wissen, wie viele Menschen in unse-
rem Lande — vor allem die jüngeren  ungeduldig 
werden. Wir müssen uns gemeinsam darum bemü-
hen, daß aus dieser Ungeduld heraus nicht manche 
das Vertrauen zur Deutschlandpolitik dieses Hauses 
verlieren und zu einer nationalistischen Einstellung, 
zu einem Weg des kalten Krieges, der immer in 
einen heißen umschlagen kann, zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der SPD.) 

Aber ebenso müssen wir verhindern, daß andere 
in ihrer Ungeduld die Lösung darin sehen, die Tei-
lung der Deutschen in zwei Nationen einfach zu 
akzeptieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Beides, meine Damen und Herren, sind lebensge-
fährliche Fluchtversuche, die auch bei noch so viel 
verständlicher Ungeduld von keinem verantwort-
lichen Politiker zugelassen werden dürfen. Wir müs-
sen uns mit aller Kraft dagegen wehren, daß auf 
diesem Feld aus der Ungeduld heraus wieder Spal-
tungen erwachsen, die dann auch wieder den Weg 
in dieses Hans nehmen wurden. 

Wir müssen festhalten, was wir im Stil des Um-
gangs in diesem Haus gelernt haben. Wir müssen 
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aufhören, davon zu sprechen, wer heizt und wer 
bremst, und es darf nicht notwendig sein, daß wir 
uns hier gegenseitig sagen, daß „ich und meine 
Freunde sich von niemandem übertreffen lassen 
wollen" in der Frage, wer für das Recht auf Selbst-
bestimmung am besten eintritt. Uns allen gemein-
sam ist die Sorge für das Recht auf Selbstbestim-
mung und für die Menschenrechte für alle Deut-
schen aufgegeben. Wir alle und wir gemeinsam 
tragen diese gesamtdeutsche Verantwortung. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommen. Der Bundesminister Franke wurde 
am 27. Oktober im Norddeutschen Rundfunk ge-
fragt, ob er und seine Fraktion die Umbenennung 
des entsprechenden Bundestagsausschusses zum An-
laß für eine Kampfabstimmung machen würden. 
Seine Antwort lautete - ich darf mit Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten zitieren —: 

Wenn es darum geht, die erklärte Politik dieser 
Regierung zu praktizieren, wird man bemüht 
sein, zum Einvernehmen mit allen zu kommen. 

Sie, meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, wissen, daß auch Sie eine Deutschland-
politik nur im Einvernehmen mit allen werden ma-
chen können. Unsere Bereitschaft hierzu ist vorhan-
den. Was wir von Ihnen erwarten, ist nicht vorge-
faßte Meinungen mit einer nur allzu knappen Mehr-
heit durchzusetzen, sondern, sich um die gemein-
same Grundlage selbst zu bemühen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sich selbst zu bemühen, auch im Interesse Ihrer 
eigenen Politik. Hierfür allerdings ist die Frage, die 
vor uns steht, eine symptomatischer Prüfstein. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wienand. 

Wienand (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir, zunächst einen 
Glückwunsch an meinen Vorredner, den Herrn Kol-
legen von Weizsäcker, zu richten. Er hat in einer 
Art, die das Haus ehrt, und in einer Form, die jeder 
gutheißen muß, seine erste Rede hier gehalten. Ich 
glaube, das sollte Anlaß sein, ihn dafür zu beglück-
wünschen. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Wenn ich diesen Glückwunsch vorausschicke und 
wenn ich sage, daß ich mich auch mit einer Reihe 
seiner Gedanken identifizieren kann, bedeutet das 
nicht, daß ich mich mit allen seinen Gedanken, be-
deutet auch nicht, daß ich mich mit seinen Schluß-
folgerungen identifiziere. Aber ich meine, es gehört 
auch zum Stil und zum Wesen eines Parlaments, dies 
klarzustellen. 

Ich habe die Ehre, im Namen der Koalitionsfrak-
tionen der FDP und der SPD eine Erklärung zu dem 
vorliegenden Antrag der beiden Koalitionsfraktio-
nen auf Drucksache VI/39 abzugeben. Der neu kon-
stituierte Deutsche Bundestag ist souverän in der 
Gestaltung seiner Arbeit, z. B. in der Festlegung der 

Anzahl der Ausschüsse, der Stärke der Ausschüsse 
und deren Benennung. 

Gleichwohl sind die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion und die Bundestagsfraktion der Freien 
Demokraten der Auffassung, daß auch auf diesem 
Gebiet die Kontinuität vergangener Legislaturperio-
den gewahrt bleiben sollte. Wir halten es für erstre-
benswert, daß die Ausschüsse nach Möglichkeit Be-
zeichnungen erhalten, die mit denen der entspre-
chenden Ministerien übereinstimmen. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP haben der 
Umbenennung des bisherigen Ministeriums für ge-
samtdeutsche Fragen entsprechend seinen Aufgaben 
in „Ministerium für innerdeutsche Beziehungen" voll 
zugestimmt. Das ist bei der Debatte zur Regierungs-
erklärung hier zum Ausdruck gebracht worden. Wir 
unterstreichen nochmals die Begründung, daß die 
Deutschlandpolitik insgesamt nicht Aufgabe eines 
Ressorts sein kann. Sie ist eine ständige Aufgabe 
der ganzen Regierung und umfaßt Aspekte der aus-
wärtigen Politik, der Sicherheits- und Europapolitik 
ebenso wie die Bemühungen um den Zusammenhalt 
unseres Volkes und um die Beziehungen im geteil-
ten Deutschland. Das gilt auch für den Deutschen 
Bundestag und für seine Ausschüsse. 

Die Kontinuität in der Bezeichnung dieses Aus-
schusses wird dadurch gewahrt, daß bereits der zu-
ständige Kabinettsausschuß für diese Fragen in der 
Zeit des Kabinetts Kiesinger am 8. Februar 1967 
ganz bewußt „Kabinettsausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen" genannt worden ist. Wie der Name 
des Ministeriums dem des in der vorigen Legislatur-
periode so benannten Kabinettsausschusses ange-
paßt worden ist, so sollte auch der Name des Aus-
schusses dem des Ministeriums angepaßt werden. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP begrüßen die 
mit der Umbenennung des Ministeriums und des 
zugehörenden Ausschusses angestrebte Versachli-
chung der politischen Bemühungen. Sie sind sicher, 
daß weder im deutschen Volk noch im Ausland 
Zweifel an der Intensität der Bemühungen der Bun-
desregierung und des Deutschen Bundestages um die 
Beziehungen und damit um den Zusammenhalt der 
Deutschen im gespaltenen Deutschland aufkommen 
werden. 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Ich bitte deshalb, dem Antrag der SPD und der 
FDP zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab

-

geordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich halte es für meine Pflicht, den Ver-
such zu machen, anläßlich der Umbenennung dieses 
Ausschusses nicht die Gefahr eines weltanschauli-
chen Streites in diesem Hause um die Deutschland-
politik aufkommen zu lassen. 

Sie wissen, daß ich der Bildung der neuen Bundes-
regierung während der Koalitionsverhandlungen 
mit einer gewissen Distanz gegenüberstand; nicht 
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aus Sorge um die Sozialdemokratische Partei, die 
einen großen Wahlerfolg verzeichnen konnte, nicht 
aus Sorge um die Christlich-Demokratische Union, 
sondern aus Sorge um meine eigene Partei, aber 
auch aus gewissen Sorgen vor möglicherweise zu 
starken Auseinandersetzungen um Grundsatzfragen 
der deutschen Politik, in denen es gerade für die 
kommenden Reformen aber darauf ankommt, ein 
Höchstmaß an Gemeinsamkeit in diesem Hohen 
Haus auch im sechsten Deutschen Bundestag zu 
wahren. 

Aber gerade deswegen, meine Damen und Herren, 
halte ich es für meine Pflicht, zu sagen, daß diese 
neue Bundesregierung auf das Grundgesetz verei-
digt ist, in dessen Präambel wir alle aufgefordert 
werden, die Einheit und Freiheit ganz Deutschlands 
zu vollenden. Das Bundesverfassungsgericht hat 
1956 diese Präambel in den Rang eines Verfassungs-
gebots erhoben, bindend für Gesetzgebung, Verwal-
tung und Rechtsprechung. Es sollte daher niemand 
in diesem Hohen Haus, niemand im anderen Teil 
Deutschlands und niemand in der Welt daran zwei-
feln, daß diese Bundesregierung, vereidigt auf das 
Grundgesetz, sich um ein Höchstmaß auch gesamt-
deutscher Verpflichtungen bemühen wird. 

(Beifall hei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU 'CSU.) 

Die geringsten Zweifel in diese Verpflichtung .der 
Bundesregierung würden eine Ausgangsposition 
markieren, die verhängnisvoll für die Deutschland- 
und Außenpolitik der nächsten Jahre sein könnte. 

Lassen Sie mich Ihnen daher zur Versachlichung 
des anstehenden Themas folgendes mitteilen: Ich 
habe als früherer Bundesminister für gesamtdeut-
sche Fragen bereits 1963 den Vorschlag gemacht, 
das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
in „Bundesministerium für innerdeutsche Angele-
genheiten" umzubenennen. Dieser Vorschlag resul-
tierte damals aus der Eikenntnis, daß die Überset-
zung der deutschen Worte „gesamtdeutsche Fragen" 
ins Französische wie ins Englische verhängnisvolle 
Mißverständnisse auslösen muß. Ich selber habe in 
Paris bei der Vollversammlung der Westeuropä-
ischen Union erlebt, wie unruhig es im Hause 
wurde, als meine Rede als die Rede des „ministre 
des affaires panallemandes" angekündigt wurde und 
dann die Journalisten mich um eine Interpretation 
des Wortes „des affaires pangermaniques" baten: 
ob denn auch Österreich, ob denn auch die Schweiz 
und die Deutschsprechenden in aller Welt zu mei-
nem Ressort gehörten. Der englische Dolmetscher 
übersetzte dieses Ressort als ein Ministerium für 
„All-German Affairs". So ging es auch wieder in 
Washington los: „Ist unter ,All-German Affairs' 
auch die Verpflichtung für die deutschsprechenden 
Bereiche außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR zu verstehen?" 

Sehen Sie, diese mißverständlichen Deutungen 
haben uns vielleicht mehr geschadet, als Verständ-
nis für die gesamtdeutschen Belange gebracht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich halte es daher für richtig, nunmehr Schaden 
von unserer gesamtdeutschen Politik dadurch zu  

wenden, daß wir uns um Wahrheit und Klarheit 
auch in der Benennung bemühen. In der Sache aller-
dings dürfte auch in Zukunft in diesem Hause unbe-
stritten sein, daß wir die Einheit des deutschen 
Volkes als Nation und das Selbstbestimmungsrecht 
des deutschen Volkes 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

als die für uns hier im Haus größten Verpflichtun

-

gen neben der Wahrung des Friedens anerkennen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident!  Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir einige 
Anmerkungen zu der Umbenennung des bisherigen 
„Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen" in 
ein „Bundesministerium für innerdeutsche Beziehun-
gen". 

Für jeden, der den Gesamtkomplex Deutschland-
politik in den vielen Jahren der Entwicklung und 
seine Möglichkeiten aufmerksam und kritisch beob-
achtet hat, ist immer deutlicher geworden, daß heute 
nicht mehr die Gegebenheiten vorhanden sind, die 
einst den Auftrag für dieses Ministerium bestimm-
ten, sondern daß jener Auftrag, der am Anfang 
stand, eine festgelegte Beschränkung der Wirksam-
keit, vor allem auf propagandistische und informa-
tive Tätigkeit, betonte und die Wirksamkeit ein-
engte. Sie kennen diese Aufgabenzuweisung aus 
dem Jahre 1959. 1966 trat mit der Bildung der Gro-
ßen Koalition an die Stelle dieser Zielsetzung die 
Aufgabe, das vielfältige Bemühen verschiedener 
Ressorts um die Herstellung eines geregelten 
Nebeneinander beider Teile Deutschlands sinnvoll 
zu koordinieren. 

Für diese Aufgabe der Koordinierung aller Bemü-
hungen und Möglichkeiten, um die es bei den in 
der Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 
erklärten Zielen des geregelten Nebeneinander 
ging, existierte Ende 1966 die notwendige Apparatur 
im Ministerium nur in Ansätzen. Seither wurde der 
für diese politische Aufgabe notwendige Apparat 
geschaffen und erkennbar tätig. Mit der Regierungs-
erklärung vom 12. April 1967 wurden der DDR 
unter Hinweis auf die Leitsätze der Deutschland-
politik der Regierung 16 konkrete Gesprächsthemen 
für Verhandlungen mit der Absicht angeboten, zur 
Erleichterung des täglichen Lebens für die Menschen 
in den beiden Teilen Deutschlands beizutragen 
sowie über Maßnahmen zur verstärkten wirtschaft-
lichen und verkehrspolitischen Zusammenarbeit und 
über Rahmenvereinbarungen für den wissenschaft-
lichen, technischen und kulturellen Austausch ver-
tragliche Vereinbarungen zu erreichen. 

Es kann gar kein Zweifel darüber bestehen, daß 
die politische Wirksamkeit des Ministeriums bei der 
Durchführung der von der Großen Koalition neu 
formulierten Deutschlandpolitik größer geworden 
ist. Danach hat der Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen insbesondere die Aufgabe, sich mit der 
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aus der Teilung Deutschlands resultierenden Pro-
blemen zu befassen und die Folgen der Spaltung 
für die Menschen in beiden Teilen Deutschlands zu 
mildern. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Er hat insbesondere die Aufgabe, die deutschland-
politische Verantwortung der Bundesregierung 
wahrzunehmen, vor allem in den Bereichen der Ge-
setzgebung und Verwaltung die Bemühungen der 
verschiedenen Ressorts zu koordinieren. Er hat ins-
besondere die Aufgabe, alle innerdeutschen Bezie-
hungen federführend zu koordinieren und mit den 
Fachressorts abzustimmen. Er hat weiterhin ins-
besondere die Aufgabe, im Rahmen seiner allgemei-
nen Zuständigkeit innerdeutsche Beziehungen wahr-
zunehmen, und er hat weiterhin die Aufgabe, bei 
der Vorbereitung von Sachentscheidungen der ein-
zelnen Fachressorts mitzuwirken, wenn sie die 
Deutschlandpolitik berühren, auf dem Gebiet der 
Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit tätig zu sein, 
um eine objektive Information über die Entwicklung 
in der Bundesrepublik und über die Entwicklung in 
der DDR hinsichtlich der Beziehungen zwischen 
beiden Teilen Deutschlands zu fördern. Er hat weiter 
insbesondere die Aufgabe, Maßnahmen zur wirt-
schaftlichen Gesundung der Gebiete an der Demar-
kationslinie und an der Grenze zur CSSR zu koor-
dinieren und dort sowie in anderen Grenzbereichen 
Förderungsmaßnahmen im Kultur- und Bildungs-
bereich durchzuführen. Weiter gehört es zu den 

j  besonderen Aufgaben, an Forschungsarbeiten ent-
sprechenden Charakters im Bereich der Wissen-
schaft und Erziehung mitzuwirken und diese Arbei-
ten zu fördern. 

Diese Aufgabenstellung des Ministeriums auch 
nach außen deutlicher erkennbar zu machen, gehörte 
mit zu den Überlegungen, die zur Umbenennung 
führten. Es erscheint der Bundesregierung zweck-
mäßig, die Koordinierungszuständigkeit des Mini-
steriums bei diesen Aufgaben besonders hervorzu-
heben. Für den Bereich der Deutschlandpolitik be-
steht eine Situation, die der im Bereich der aus-
wärtigen Politik vergleichbar ist, wo dem Auswärti-
gen Amt die politische Koordinierung auch für jene 
Bereiche zukommt, in denen es selbst nicht feder-
führend ist. 

Die Regierungserklärung, meine Damen und Her-
ren, betont, daß es die Aufgabe der praktischen 
Politik in den jetzt vor uns liegenden Jahren ist, 
die Einheit der Nation dadurch zu wahren, daß das 
Verhältnis zwischen den Teilen Deutschlands aus 
der gegenwärtigen Verkrampfung gelöst wird und 
daß wir ein weiteres Auseinanderleben — 

Präsident von Hassel: Einen Augenblick, Herr 
Bundesminister. — Darf ich bitten, meine Damen 
und Herren, daß Verhandlungen im Hintergrund des 
Saales geführt werden. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: - der deutschen Nation verhindern, also 
über ein geregeltes Nebeneinander zu einem Mit-

einander kommen, d. h. daß wir das Bemühen um 
ausbaufähige Regelungen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der DDR in den Vordergrund 
stellen, ohne uns je aus der nur selbstverständlichen 
Verpflichtung zu entlassen, das Ziel der deutschen 
Einheit und des freien Selbstbestimmungsrechts der 
Deutschen zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an den 
eigentlichen Aufgaben und an dem, was möglich ist, 
wird gar nichts geändert; es wird versachlicht! Wenn 
ich hier bei dieser Gelegenheit betone, daß es mein 
ganz besonderes Anliegen sein wird, über alle nur 
möglichen Dinge mit allen Damen und Herren dieses 
Hauses, soweit es nur geht, gemeinsame Beratungen 
zu führen und all das, was in jene vertraulichen Be-
reiche gehört, mit Ihnen von der Opposition genau-
so in aller Offenheit zu besprechen wie mit allen 
anderen, dann ist das kein billiges Versprechen, 
sondern dann ist das eine Selbstverständlichkeit, für 
die ich - auch entsprechend meiner Entwicklung 
aus diesem Hause heraus — eintrete. Der Respekt 
vor dem ganzen Parlament macht dies zum Gebot. 
Ich bin sicher, daß wir so zu einer großen Gemein-
samkeit kommen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Es liegen keine Wort-
meldungen mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir treten in die Abstimmung ein. Zur Abstim-
mung hat das Wort der Abgeordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktionen der Koalition 
beantrage ich namentliche Abstimmung über den 
Antrag auf Drucksache VI/39,  soweit er die Bezeich-
nung des Ausschusses betrifft. 

Ich stelle es in Ihr Ermessen, Herr Präsident, nach 
§ 128 der Geschäftsordnung zu entscheiden, ob 
gleichzeitig in Abweichung von § 58 der Geschäfts-
ordnung über die Stärke des Ausschusses abge-
stimmt werden kann. Mein Antrag bezieht sich auf 
die Bezeichnung des Ausschusses. 

Präsident von Hassel: Ich sehe gar keinen 
Streit darüber, daß die Stärke des Ausschusses, 
wie auch immer die Annahme oder Ablehnung der 
einzelnen Anträge aussehen wird, 25 beträgt. Ich 
darf die namentliche Abstimmung nur zu dem 
Namen, nicht zur Stärke zulassen. Da beide Anträge 
eine Stärke von 25 Mitgliedern vorsehen, impliziert 
wohl die Annahme des einen wie des anderen An-
trags die Festlegung auf diese Zahl der Mitglieder. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktionen 
der SPD und der Freien Demokraten auf Drucksache 
VI/39 abstimmen. Es ist namentliche Abstimmung 
beantragt. Ich darf die Herren Schriftführer bitten, 
die Stimmkarten einzusammeln. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Antrag Drucksache VI/39 bekannt. 
Es haben insgesamt 503 Kollegen ihre Stimme ab- 
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gegeben. Es ist dem Hause bekannt, daß die Berliner 
Abgeordneten das volle Stimmrecht haben. Mit Ja 
haben 262, mit Nein haben 241 Abgeordnete ge-
stimmt; keine Enthaltungen, keine ungültigen Stim-
men. 

Ergebnis der Abstimmung: 

Ja 
SPD 
Adams 
Dr. Ahrens 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Baack 
Baeuchle 
Bäuerle 
Bals 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Bauer 
Bay 
Dr. Bayerl 
Dr. Bechert (Gau Algesheim) 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Behrendt 
Bergmann 
Berkhan 
Berlin 
Biermann 
Böhm 
Börner 
Frau von Bothmer 
Dr. Brand (Pinneberg) 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Brünen 
Buchstaller 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Corterier 
Cramer 
Dohmann 
Dr. von Dohnanyi 
Dröscher 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Frau Eilers 
Frau Dr. Elsner 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Faller 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Folger 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Frau Freyh 
Fritsch 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gnädinger 
Gscheidle 
Dr. Haack 

Haage (München) 
Haar (Stuttgart) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Halfmeier 
Hansen 
Hansing 
Hauck 
Dr. Hauff 
Dr. Hein 
Henke 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Herold 
Hirsch 

Höhmann (Hessisch 
Lichtenau) 

Hörmann (Freiburg) 
Hofmann 
Horn 
Frau Huber 
Dr. Hupka 
Jacobi (Köln/Iserlohn) 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Killat 
Dr. Koch 
Koenig 
Kohlberger 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Kriedemann 
Krockert 
Kulawig 
Lange 
Langebeck 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Frau Lauterbach 
Leber 
Lemp 
Lemper 
Lenders 
Liedtke 
Löbbert 
Dr. Lohmar 
Lotze 
Maibaum 
Marquardt 
Marx (München) 
Matthes 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Michels 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Mülheim) 
Dr. Müller (München) 
Müller (Nordenham) 
Dr. Müller-Emmert 
Dr. Müthling 
Neemann 
Neumann 
Dr. Nölling 
Offergeld 
Frau Dr. Orth 
Frhr. Ostman von der Leye 
Pawelczyk 

Peiter 
Pensky 
Peters (Norden) 
Pöhler 
Porzner 
Ravens 
Dr. Reischl 
Frau Renger 
Richter 
Rohde 
Rosenthal 
Roß 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Dr. Schiller 
Schiller (Bayreuth) 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Dr. Schmidt (Krefeld) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schoettle 
Schollmeyer 
Schonhofen 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Seefeld 
Seibert 
Seidel 
Seifriz 
Frau Seppi 
Simon 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Frau Strobel 
Strohmayr 
Suck 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Vit 
Walkhoff 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wende 
Wendt 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wiefel 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Bartsch 

Bühling 
Heyen 
Frau Krappe 
Liehr 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Dr. Schulz (Berlin) 
Dr. Seume 
Sieglerschmidt 

FDP 

Dr. Achenbach 
Dr. Dahrendorf 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dorn 
Ertl 
Genscher 
Graaff 
Grüner 
Dr. Haas 
Helms 
Jung 
Kienbaum 
Kirst 
Kleinert 
Frhr. von Kühlmann-Stumm 
Logemann 
Dr. Mende 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 
Peters (Poppenbüll) 
Dr. Rutschke 
Schmidt (Kempten) 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 
Dr. Starke (Franken) 
Wurbs 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Borm 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Adorno 
Dr. Aigner 
Alber 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Dr. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Mönchenglad-
bach) 

Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Berding 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Birrenbach 
Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
Blank 
Blumenfeld 
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von Bockelberg 
Dr. Böhme 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremm 
Dr. Burgbacher 
Burgemeister 
Burger 
Dr. Czaja 
Dam  

Dasch 
van Delden 
Dichgans 
Dr. Dittrich 
Dr. Dollinger 
von Eckardt 
Ehnes 
Engelsberger 
Dr. Erhard 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
Dr. Evers 
Dr. Eyrich 
von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Dr. Furler 
Dr. Gatzen 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gewandt 
Gierenstein 
Dr. Giulini 
Dr. Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 
Freiherr von und zu 
Guttenberg 

Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Häussler 
Dr. Hallstein 
Dr. Hammans 
Hanz 
von Hassel 
Hauser (Bad Godesberg) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Frau Dr. Henze 
Dr. Hermesdorf (Sehleiden) 
Höcherl 
Hösl 
Horstmeier 
Horten 

Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. I- luys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Dr. Jungmann 
Katzer 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Frau Klee 
Dr. Klepsch 
Dr. Kley 
Dr. Kliesing (Honnef) 
Klinker 
Köppler 
Köster 
Krammig 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Leicht 
Lemmrich 
Lensing 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenze (Attendorn) 
Lenzer 
Link 
Dr. Löhr 
Dr. Luda 
Lücker (München) 
Majonica 
Dr. Martin 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Maucher 
Meister 
Memmel 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Müller (Aachen-Land) 
Müller (Niederfischbach) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch 
Niegel 
Dr. von Nordenskjöld 
Orgaß 
Ott 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Dr. Pohle 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Preiß 

Dr. Probst 
Rainer 
Rasner 
Rawe 
Reddemann 
Dr. Reinhard 
Richarts 
Riedel (Frankfurt) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Rinsche 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rock 
Röhner 
Rösing 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Roser 
Ruf 
Russe 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein 

Schlee 
Dr. Schmid-Burgk 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. h. c. Schmücker 
Schneider (Königswinter) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schober 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Sellstedt) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulhoff 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Dr. Siemer 
Solke 
Spilker 
Springorum 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Stein (Honrath) 
Steiner 
Dr. Stoltenberg 
Frau Stommel 
Storm 
Strauß 
Struve 
Stücklen 
von Thadden 
Tobaben 
Frau Tübler 
Unertl 
Dr. Unland 
Varelmann 
Vehar 
Vogel 
Vogt 
Volmer 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weigl 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Windelen 
Winkelheide 
Wissebach 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Benda 
Dr. Gradl 
Dr. Kotowski 
Lemmer 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Wohlrabe 

Der Antrag Drucksache VI/39, den Ausschuß „Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen" zu benennen 
und mit 25 Mitgliedern zu besetzen, ist angenom-
men. Der Antrag Drucksache VI/43 der Opposition 
ist damit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 
unserer Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sit-
zung auf morgen, Donnerstag, den 6. November, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 10.54 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Amrehn* 16. 11. 
Frau Funcke 5. 11. 
Gottesleben 31. 12. 
Frau Herklotz * 17. 11. 
Dr. Jungmann 10. 11. 
Frau Kalinke * 17. 11. 
Lücke (Bensberg) 30. 11. 
Frau Meermann * 9. 11. 
Petersen*  17. 11. 
Raffert * 9. 11. 
Dr. Rinderspacher 14. 11. 
Dr. Schmid (Frankfurt) 6. 11. 
Frau Dr. Wolf * 20. 11. 

b) Urlaubsanträge 
Draeger 12. 11. 

Für die Teilnahme an einer Tagung der Interparlamen-
tarischen Union 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 5. November 
1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Schmitt-Vockenhausen (Drucksache VI/34 Frage 
16) : 

Teilt die Bundesregierung j Meine Auffassung, daß die Bundes-
grenzschutz-Laufbahnverordnung nunmehr - auch ohne förmliche 

Änderung - entsprechend der Änderung der Amtsbezeichnungen 
in den einzelnen Besoldungsgruppen durch das Zweite Besol-
dungsneuregelungsgesetz anzuwenden ist? 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß 
die Bundesgrenzschutz-Laufbahnverordnung bereits 
- bevor sie förmlich geändert wird - unter Berück-
sichtigung der durch das Zweite Besoldungsneurege-
lungsgesetz eingetretenen Änderungen der Amtsbe-
zeichnungen anzuwenden ist. Durch Erlaß vom 
3. November 1969 habe ich den nachgeordneten Be-
hörden entsprechende Weisungen erteilt. 
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